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VORWORT

Entwicklungspolitik und humanitäre Hilfe 
stehen angesichts zahlreicher Krisen und 
globaler Umbrüche zunehmend unter 

Druck. 

Mit großer Sorge blicken wir auf die Entwick-
lung im internationalen humanitären System: 
Mangelnde politische Unterstützung, drastisch 
sinkende Finanzierung und eine zunehmende 
Missachtung des humanitären Völkerrechts er-
schweren den Zugang zu Menschen in Not und 
schwächen die Handlungsfähigkeit und Ver-
lässlichkeit der humanitären Hilfe. Sie wird 
zunehmend politisiert und instrumentalisiert –  
etwa in Gaza und den übrigen palästinensi-
schen Gebieten. 

Von globalen Krisen sind junge Menschen be-
sonders betroffen – und geben durch ihr Enga-
gement zugleich Anlass zur Hoffnung: In Län-
dern wie Marokko, Madagaskar, Kenia, Sene-
gal, Sri Lanka, Nepal oder Bangladesch setzen 
sich junge, zivilgesellschaftlich organisierte Be-
wegungen mit Nachdruck für Teilhabe, Würde, 
Transparenz und wirtschaftliche Perspektiven 
ein. Mit Protesten fordern sie ihre Rechte ein – 
vielfach mit Erfolg.

Auch in Deutschland führen die globalen Um-
brüche zu veränderten politischen Prioritäten. 
Geopolitische Spannungen, wirtschaftliche Un-
sicherheiten und eine angespannte Haushaltsla-
ge verschärfen innenpolitische Verteilungskon-
flikte und polarisieren. Damit wächst auch der 

politische Druck auf Entwicklungszusammen-
arbeit und humanitäre Hilfe, ihre Legitimität 
unter Beweis zu stellen und sich stärker an Si-
cherheits- und Wirtschaftsinteressen auszurich-
ten. Vor dem Hintergrund all dieser Entwick-
lungen sind Reformen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitären Hilfe dringend 
notwendig. Mit dem Kompass 2026 beleuchten 
wir die bisherigen Schritte der Bundesregie-
rung in diesem Prozess und ziehen – nach in-
zwischen mehr als einem Jahr Amtszeit – eine 
erste Bilanz. In ihrem Koalitionsvertrag hat sich 
die Bundesregierung klar zur Überwindung von 
Hunger, Armut und Ungleichheit bekannt. Nun 
muss sie zeigen, ob es ihr gelingt, den selbst pro-
klamierten politischen Kurs zu entwickeln, der 
globale Verantwortung und nationale Interessen 
gleichermaßen berücksichtigt.

Der vorgelegte Reformplan des BMZ und die 
jüngst veröffentlichte Jahresbilanz des Minis-
teriums machen deutlich, dass der Bundes-
regierung bislang eine überzeugende Strate-
gie fehlt, wie die unterschiedlichen Elemente 
der Reformagenda in der Praxis systematisch 
ineinandergreifen und ihre Wirkungen sich 
gegenseitig verstärken können. Zielkonflik-
te zwischen wirtschaftlichen Interessen und 
entwicklungspolitischen Zielen – etwa dort, 
wo die Förderung von Investitionen, Exporten 
und wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit mit 
menschenrechtlichen Standards kollidiert – 
müssen dabei transparent gemacht und aufge-
löst werden.
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Gleichzeitig muss sich die Bundesregierung 
am Kabinettstisch für eine ausreichende Fi-
nanzierung der Entwicklungszusammenarbeit 
und humanitären Hilfe einsetzen. Mit Blick 
auf die aktuellen Herausforderungen fordern 
wir die Bundesregierung mit Nachdruck auf, 
von den geplanten Kürzungen in der Entwick-
lungsfinanzierung abzusehen und insbesonde-
re die Kürzungen bei der humanitären Hilfe 
zurückzunehmen. Auch muss sich die Bundes-
regierung für die konsequente Einhaltung des 
Völkerrechts und den Schutz des humanitären 
Raums einsetzen. Angesichts zunehmender Zu-
gangsbeschränkungen und der fortschreiten-
den Politisierung humanitärer Hilfe braucht 
es auch von deutscher Seite verstärkte huma-
nitäre Diplomatie, um Einschränkungen in der 
humanitären Handlungsfähigkeit entschlossen 
entgegenzuwirken.

Die aktuellen globalen Entwicklungen machen 
deutlich, dass Entwicklungsfinanzierung neu 
gedacht werden muss. Neue Instrumente mit 
stärkerer systemischer Wirkung müssen konzi-
piert werden. Zudem gilt es, die Wirtschaftlich-

MATHIAS MOGGE 
Generalsekretär & Vorstandsvorsitzender 

Deutsche Welthungerhilfe e. V.

JOSHUA HOFERT
Vorstand Kommunikation & Vorstandssprecher,  

Terre des Hommes Deutschland e. V. 

keit und Wirksamkeit entwicklungspolitischer 
Maßnahmen durch einen offeneren Wettbe-
werb bei der Vergabe zu stärken. Die anstehen-
den Reformprozesse bieten die Chance, eine 
gerechtere, inklusivere und wirksamere Ent-
wicklungszusammenarbeit zu gestalten. 

Glaubwürdig kann ein politischer Kurs nur 
dann sein, wenn Partnerschaften auf Augenhö-
he mehr sind als Rhetorik. Die Nord-Süd-Kom-
mission bietet die Chance, diesen Anspruch 
unter Beweis zu stellen. Zivilgesellschaftliche 
Akteure aus dem sogenannten globalen Süden 
und insbesondere junge Menschen müssen 
systematisch in die Formulierung, Umsetzung 
und Evaluierung entwicklungspolitischer Stra-
tegien einbezogen werden. Ihre Perspektiven 
und ihre Expertise sind entscheidend für die 
Legitimität, Wirksamkeit und Nachhaltigkeit 
politischer Entscheidungen.

Wir laden Sie ein, den Kompass 2026 als Orien-
tierung für einen klaren politischen Kurs zu 
nutzen – damit globale Verantwortung auch 
künftig handlungsleitend bleibt.
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ENTWICKLUNGSPOLITISCHE  
EMPFEHLUNGEN  

AN DIE BUNDESREGIERUNG
1

 
REFORMPROZESS  

systemischer und partner­
schaftlicher gestalten 

	◆ Der Reformprozess in der 
deutschen Entwicklungspolitik 
sollte dazu führen, dass langfristige, 
systemtransformierende Ansätze 
in Strategien verankert werden, die 
gemeinsam mit Partnerländern und 
lokalen Akteuren entwickelt und 
umgesetzt werden. Diese Strategien 
sollten Ziele wie nachhaltige und 
resiliente Ernährungssysteme, den 
Schutz natürlicher Ressourcen, 
wirtschaftliche Entwicklung, funk-
tionierende Governance-Strukturen 
und Teilhabe, Gesundheit, Wasser, 
Sanitärversorgung und Hygiene 
(WASH), soziale Sicherung und 
den Schutz zivilgesellschaftlicher 
Räume zusammendenken. 

	◆ Der Reformplan des BMZ sollte 
durch ein verbindliches Wirkungs-
modell ergänzt werden, das die vier 
übergeordneten Ziele miteinander 
verknüpft, ihre Wechselwirkun-
gen transparent macht und durch 
messbare Indikatoren, konkrete 
Finanzierungsziele sowie verbind-
liche Mittelzusagen unterlegt wird. 
Für die Umsetzung braucht es res-
sortübergreifende Steuerungs- und 
Entscheidungsstrukturen, flexible, 
mehrjährige Budgets sowie eine 

stärkere Berücksichtigung von lo-
kalen Akteuren und von Konsortien.

	◆ Die deutsche Entwicklungszu-
sammenarbeit muss nationale und 
regionale Entwicklungsstrategien 
stärken, insbesondere dort, wo diese 
zum Erreichen der globalen Nach-
haltigkeitsziele beitragen. Gleich-
zeitig muss die Bundesregierung die 
Entwicklung einer ambitionierten 
Post-2030-Agenda gezielt vorantrei-
ben. Die Ausrichtung der Entwick-
lungszusammenarbeit an politischen 
und wirtschaftlichen Interessen 
Deutschlands darf diesen Bestrebun-
gen nicht entgegenwirken. 

2
 

DEMOKRATISCHE  
TEILHABE auf allen  
Ebenen ermöglichen 

	◆ Das BMZ sollte die im Wirt-
schafts-Aktionsplan vorgesehene 
frühzeitige Beteiligung wirtschaft-
licher Akteure um verbindliche 
Beteiligungsformate für zivilge-
sellschaftliche sowie kinder- und 
jugendpolitische Akteure ergänzen. 
Ihre Perspektiven sollten systema-
tisch in Regierungsverhandlungen, 
Ländergespräche und Reformpro-
zesse einfließen. Die geplante Nord-
Süd-Kommission muss mit einem 
sichtbaren zivilgesellschaftlichen 

und Kinder- und Jugend-Mandat 
ausgestattet sein.

	◆ Angesichts politischer Umbrü-
che und autokratischer Tendenzen 
sollten Strategien zur Förderung 
demokratischer und zivilgesellschaft-
licher Kräfte gestärkt werden, unter 
anderem durch den Schutz digitaler 
Räume und den Schutz vor Desinfor-
mation. Bildung, Empowerment und 
Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen sollten wesentliche Bestand-
teile von Strategien zum Schutz der 
Menschenrechte sowie zur Stärkung 
demokratischer und zivilgesellschaft-
licher Handlungsräume durch Ent-
wicklungszusammenarbeit sein.  

	◆ Der angekündigte Schwerpunkt 
des BMZ auf Kinder und Jugend-
liche muss ressortübergreifend und 
partnerschaftlich mit den Ländern 
des sogenannten globalen Südens 
umgesetzt werden. 

 3
 

KOOPERATIONEN MIT 
DER WIRTSCHAFT  

an klaren Regeln und inter­
nationalen Vereinbarungen  

ausrichten 

	◆ Kooperationen mit der  
Wirtschaft in Deutschland und  
in den Partnerländern müssen  
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entwicklungspolitischen Krite-
rien, verbindlichen umwelt- und 
menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflichten und den Entwicklungs-
strategien der Partnerländer unter-
liegen. Sie sollten nachweislich zur 
nachhaltigen Entwicklung vor Ort 
beitragen – durch faire, sichere und 
formale Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsmöglichkeiten, insbeson-
dere für junge Menschen, sowie 
durch eine Erhöhung der lokalen 
Wertschöpfung.

	◆ Entwicklungspolitische Koope-
rationen mit Unternehmen müssen 
transparent, rechenschaftspflichtig 
und an verbindliche Wirkungskri-
terien gebunden sein. Durch Leis-
tungskriterien sollte beispielsweise 
nachgewiesen werden, dass Jugend-
arbeitslosigkeit reduziert wird.

	◆ Das BMZ sollte die Investitio-
nen in multilaterale Initiativen wie 
“Global Partnership for Education” 
und „Education Cannot Wait“ nach 
2026 auf hohem Niveau fortführen 
und mit seiner wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit verknüpfen.  
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Mehr Verantwortung in 
der HUMANITÄREN  

HILFE übernehmen 

	◆ Die Bundesregierung sollte dip-
lomatische Kanäle nutzen, um die 
humanitären Prinzipien zu schüt-
zen und die politische Instrumen-
talisierung der humanitären Hilfe 
zu vermeiden. Zudem muss sie sich 
konsequenter für die Einhaltung 
des humanitären Völkerrechts ein-
setzen. Dazu zählt auch, Verstöße 
gegen das Völkerrecht in UN-Foren 
systematisch anzusprechen und den 
humanitären Zugang in Krisenge-
bieten einzufordern. 

	◆ Deutschland sollte seinen Ein-
fluss nutzen, um die Reformagenda 
für ein zukunftsfähiges humanitäres 
System aktiv mitzugestalten. Hu-
manitäre Hilfe muss bedarfsorien-
tiert, neutral und unabhängig sein 
und darf nicht sicherheits-, migrati-
ons- oder geopolitischen Interessen 
untergeordnet werden. 

	◆ Die Umstrukturierung im 
Auswärtigen Amt darf nicht dazu 
führen, dass die humanitäre Hil-
fe an Priorität verliert.  Die neue 
Abteilung „Globale Ordnung“ muss 
die humanitäre Hilfe strukturell 
aufwerten. Zugleich sollte der Fo-
kus wieder stärker auf vergessene 
Krisen gelegt werden. 

	◆ Die Bundesregierung muss 
humanitäre Hilfe bedarfsgerecht 
finanzieren und hierfür jährlich 
mindestens 2,8 Milliarden Euro 
bereitstellen. Das Auswärtige Amt 
sollte dabei zehn Prozent seines 
Budgets für vorausschauende huma-
nitäre Hilfe vorsehen.

	◆ Die Bundesregierung muss den 
HDP-Nexus stärken und darauf 
hinwirken, dass humanitäre, 
entwicklungs- und friedenspoliti-
sche Ansätze besser miteinander 
verzahnt werden. Dafür braucht 
es mehrjährige Finanzierung, eine 
ressortübergreifende Zielentwick-
lung und die konsequente Einbin-
dung und Stärkung lokaler Akteure. 
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ENTWICKLUNGS­
FINANZIERUNG bedarfs- 

und wirkungsorientiert  
gestalten 

	◆ Deutschland sollte an der Ver-
pflichtung festhalten, 0,2 Prozent 
seines Bruttonationaleinkommens 

für die ökonomisch schwächsten 
Länder (LDCs) aufzuwenden. Dar-
über hinaus muss Deutschland eine 
konstruktive Rolle dabei spielen, 
finanzielle Verpflichtungen im 
Nachfolgeabkommen der Agenda 
2030 zu verankern.

	◆ Für mehr Wirksamkeit und 
Kosteneffizienz in der Entwick-
lungszusammenarbeit sollten zivil-
gesellschaftlichen Organisationen 
größere Gestaltungsmöglichkeiten 
erhalten. Hierfür werden träger-
offene Finanzierungsinstrumente 
benötigt, die eine Auswahl von Vor-
haben unabhängig von der Art der 
Organisation, sondern auf Grund-
lage ihres Beitrags zur Zielerrei-
chung und ihrer Wirtschaftlichkeit 
ermöglichen. 

	◆ Die Bundesregierung sollte 
Ernährungssicherheit und das 
Recht auf angemessene Nahrung 
als verbindliches und strategisches 
Ziel der deutschen Entwicklungs-
politik festschreiben und finanziell 
untermauern. Die bilaterale Finan-
zierung für Ernährungssicherheit 
sollte auch außerhalb Afrikas, 
insbesondere in fragilen und von 
Krisen betroffenen Ländern, auf-
rechterhalten werden.

	◆ Gerade bei knappen Haushalts-
mitteln muss die Finanzierung 
transformativer Maßnahmen  
gesichert bleiben. Die „Sonder
initiative Transformation der 
Agrar- und Ernährungssysteme“  
(SI AGER) sollte in ihrer verstetig-
ten Form weiterhin neben bilate-
ralen und multilateralen Trägern 
auch von zivilgesellschaftlichen 
Trägern umgesetzt und mindestens 
mit Mitteln auf bisherigem Niveau 
ausgestattet werden.
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KURS FINDEN  
ZWISCHEN GLOBALER  

VERANTWORTUNG UND  
NATIONALEN INTERESSEN

Die internationale Zusam-
menarbeit befindet sich in 
einer Phase tiefgreifender 

Veränderungen. In einer Zeit, die 
geprägt ist von globalen Machtver-
schiebungen und Autokratisierungs-
tendenzen1, erstarkender nationaler 
und rechtspopulistischer Positionen, 
zunehmender Fragilität und sich 
zuspitzenden Ernährungs- und Kli-
makrisen, stehen Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ) und humanitäre 
Hilfe vor beispiellosen Herausforde-
rungen. Dies gilt auch für das Enga-
gement Deutschlands. Wenngleich 
hier große Teile der Öffentlichkeit 
die Entwicklungszusammenarbeit 
weiterhin grundsätzlich befürwor-
ten und ihren langfristigen Nutzen 

sehen – insbesondere mit Blick auf 
die Überwindung von Hunger und 
Armut und Verbesserungen bei Bil-
dung und Gesundheit –, wird sie in 
Teilen als wenig wirksam und in-
transparent wahrgenommen.2 Hin-
zu kommt, dass viele Menschen die 
Ausgaben der Bundesregierung für 
die Entwicklungszusammenarbeit 
erheblich überschätzen.3

Ein schwaches globales Wirtschafts-
wachstum erhöht den Druck auf die 
Staatshaushalte, was Verteilungsdis-
kussionen verstärkt und die Finanz-
mittel für die bilaterale und multi
laterale Zusammenarbeit schrump-
fen lässt. Für die Geberländer rücken 
(wirtschaftliche) Eigeninteressen 

und die Möglichkeit geostrategi-
scher Einflussnahme als handlungs-
leitende Motive zunehmend in den 
Vordergrund. Wenn Entwicklungs-
politik sich vor diesem Hintergrund 
zu viele Ziele gleichzeitig setzt, läuft 
sie Gefahr, sowohl global als auch im 
Bundeskabinett zu wenig Gehör zu 
finden – selbst bei zentralen Zielset-
zungen wie Armutsbekämpfung oder 
„Zero Hunger“. Dabei hat die inter-
nationale Zusammenarbeit in der 
Vergangenheit nachweislich zur Ver-
ringerung von Armut beigetragen.4

Gleichzeitig lässt sich vor allem in 
den Ländern des sogenannten glo-
balen Südens seit einigen Jahren 
eine große Unzufriedenheit mit den 
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herrschenden politischen und wirt-
schaftlichen Systemen beobachten. 
Sie äußert sich zunehmend in Ju-
gendprotestbewegungen. Länder wie 
Marokko, Kenia oder Bangladesch 
können hier als Beispiel dienen. Ob-
wohl die Auslöser häufig spezifisch 
sind – etwa eine ungerechte Steuer-
erhebung, steigende Lebenshaltungs-
kosten oder eine als willkürlich emp-
fundene Änderung der Verfassung –,  
sind die Forderungen sehr ähnlich: 
soziale und politische Teilhabe, 
wirtschaftliche Perspektiven, funk-
tionierende Verwaltungen, öffentli-
che Sicherheit und Beseitigung der 
Korruption. Oft drücken die Proteste 
auch eine Kritik am wahrgenomme-
nen Mangel nationaler Souveränität 

und an als ungleich empfundenen 
internationalen Partnerschaften aus. 
Dabei ist der Schutz digitaler Rech-
te zu einem zentralen Faktor dieser 
Bewegungen geworden; denn die 
digitalen Räume erweitern zwar die 
Möglichkeiten der Vernetzung und 
Mobilisierung, sind zugleich aber 
Orte von Überwachung, Desinfor-
mation und Repression. Vor diesem 
Hintergrund sind Jugendproteste zu-
nehmend nicht mehr allein als kurz-
fristige Reaktionen auf politische 
oder wirtschaftliche Krisen zu ver-
stehen; sie können auch Ausdruck 
eines generationellen Bewusstseins-
wandels sein, in dem junge Men-
schen neue Vorstellungen von poli-
tischer Legitimität, gesellschaftlicher  

Verantwortung und Zukunft entwi-
ckeln. Entwicklungen in Ländern wie 
der Ukraine, Nepal, Georgien oder 
Madagaskar verdeutlichen, dass sol-
che Bewegungen bestehende Macht-
verhältnisse nachhaltig verschieben 
und politische Transformationspro-
zesse beschleunigen können. Jugend-
proteste erscheinen damit zuneh-
mend als Frühindikatoren tieferge-
hender gesellschaftlicher Umbrüche 
und einer Neuverhandlung politi-
scher Ordnung. Insbesondere in Län-
dern mit großen Jugendpopulationen 
und begrenzter institutioneller Re-
sponsivität können wiederkehrende 
Protestzyklen jedoch auch zu einem 
strukturellen Merkmal politischer 
Systeme werden. 

JUGEND AUF DEN BARRIKADEN – DIE WICHTIGSTEN MOBILISIERUNGSTREIBER DER JUGENDPROTESTE WELTWEIT
Quelle: Gukelberger, Sandrine und Mouhamadou Moustapha, Souare (2026): Zur Relevanz von Jugendbewegungen für die internationale Zusammenarbeit 

Deutschlands (unveröffentlichtes Manuskript).

Demografischer 
Youth Bulge
hoher Jugendanteil in 
der Bevölkerung

Waithood
mangelnde Zukunftsperspektiven / 

Wartesituation im Erwachsenenstatus

Mobilisierungs-
infrastruktur
digitale Vernetzung 
über Social Media/

Online-Offline-Vernetzung

Inflation
steigende

Lebenshaltungskosten

Soziale 
Ungleichheit

Erfahrungen mit 
Benachteiligung im Alltag

#

Politische 
Korruption
und fehlendes Vertrauen 
in Institutionen

School-to-work gap
prekäre Übergänge von Schule 
zur Arbeit
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EMPFÄNGERLÄNDER EXTERNER NAHRUNGSMITTELHILFE
Dargestellt sind 41 Länder, die externe Nahrungsmittelhilfe erhalten, sowie die zugrunde liegenden Ursachen und die jeweiligen Kategorien  

des Welthunger-Index. Quelle: FAO, Crop Prospects and Food Situation, Triannual Report, März 2026, Welthunger-Index 2025.

Burkina Faso

Palästinensische Gebiete

Burundi

Kamerun

Zentralafrikanische Republik

Tschad

Demokratische Republik Kongo

Arabische Republik Syrien

Dschibuti

Eswatini

Äthiopien

Guinea

Kenia

Lesotho

Liberia

Libyen

Nigeria

Malawi

Mali

Madagaskar

Mosambik

Namibia

Niger

Senegal

Sierra Leone

Mauretanien

Somalia

Südsudan

Sudan

Uganda

Sambia

Simbabwe

Tansania (Vereinigte Republik)

Libanon

Jemen

Afrika und Naher Osten

1	 Umfasst die Kategorien Gewalt, Konflikte, zivile Unsicherheit
2	 Umfasst die Kategorien Dürre, Erdbeben, Extreme Wetterereignisse, Überschwemmungen, widrige Wetterbedingungen
3	 Umfasst die Kategorien Finanzierungskürzungen, geringes Einkommen, hohe Preise, makroökonomische Herausforderungen, ökonomische Einschrän-

kungen, ökonomische Instabilität, ökonomische Krise, ökonomische Verschlechterung, ökonomischer Abschwung, ökonomische Herausforderungen, 
Wirtschaftskollaps, Wirtschaftskrise

Gravierend 

Sehr ernst  

Ernst  

Mäßig  

Niedrig  

Nicht eingestuft

Konflikte und �zivile Unsicherheit1

(Extreme) Wetterereignisse  
und Schocks2

Hohe Nahrungsmittelpreise

Andere ökonomische Faktoren3

Aufnahme von Geflüchteten

WELTHUNGER-INDEX
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Gleichzeitig beobachten wir, dass 
sich das humanitäre System in einer 
tiefgreifenden Krise befindet. Wäh-
rend der Bedarf an humanitärer 
Hilfe (vor allem durch neue oder 
fortwährende Kriege und Konflikte)  
rapide steigt, sinkt die politische 
Unterstützung, und Mittel werden 
drastisch gekürzt. Millionen Men-
schen bleiben so von überlebensnot-
wendiger Hilfe ausgeschlossen. Hin-
zu kommt, dass humanitäres Völker-
recht zunehmend missachtet und 
der Zugang für humanitäre Organi-

sationen massiv erschwert wird. Das 
Beispiel Gazas zeigt dies besonders 
deutlich. Die Handlungsfähigkeit, 
Verlässlichkeit und der universelle 
Anspruch humanitärer Hilfe werden 
dadurch immens geschwächt. 

Die zunehmende Zahl lang anhal-
tender Kriege und geopolitischer 
Konflikte hat jedoch nicht nur Aus-
wirkungen auf die humanitäre Hilfe, 
sondern verändert auch die Rah-
menbedingungen für die Entwick-
lungszusammenarbeit grundlegend. 

Fragile Kontexte, Vertreibung, ein-
geschränkte staatliche Handlungsfä-
higkeit und zunehmende sicherheits-
politische Spannungen erschweren 
langfristige Entwicklungsprozesse 
und erfordern eine engere Abstim-
mung zwischen Entwicklungs-, 
Friedens- und Sicherheitspolitik. 
Vor diesem Hintergrund ist es ent-
scheidend, dass Deutschland sich auf 
multilateraler Ebene dafür einsetzt, 
den Zugang zu humanitärer Hilfe zu 
sichern, die Konfliktprävention zu 
stärken und kohärente internationa-
le Antworten auf Krisen zu finden.

Die Folgen der als völkerrechtswid-
rig eingestuften Angriffe Russlands 
auf die Ukraine und der USA und 
Israels  auf Iran verdeutlichen ein-
mal mehr, wie eng geopolitische 
Konflikte und Ernährungssicherheit 
zusammenhängen – und wie anfäl-
lig und wenig resilient die globalen 
Ernährungssysteme sind. 

Beispiel Iran: Die mehrere Monate 
anhaltenden kriegsbedingten Ein-
schränkungen des Schiffsverkehrs 
in der Straße von Hormus – der 
Meerenge zwischen Persischem 
Golf und Oman – haben die Preise 
für Energie und Düngemittel deut-
lich steigen lassen. Steigende Ener-
giepreise betreffen sämtliche Be-
reiche der Lebensmittelproduktion 
– von Anbau und Ernte über die 
Lagerung und Verarbeitung bis zum 
Transport. Werden Düngemittel 
teurer, geht ihr Einsatz zurück, was 
mittelfristig die Produktivität in der 
Landwirtschaft senkt. Insgesamt 
wächst die Wahrscheinlichkeit, dass 
Lebensmittel sich verteuern. Die 
Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Natio-
nen (FAO) hat Mitte April vor einer 
Kettenreaktion gewarnt, die mit den 
Folgen der Covid-19-Pandemie ver-
gleichbar sei, sollte die Straße von 
Hormus nicht bald für den Trans-
port wichtiger landwirtschaftlicher 
Betriebsmittel geöffnet werden.5 

Ukraine

Afghanistan

Bangladesch

Myanmar

Pakistan

Ukraine

Afghanistan

Bangladesch

Myanmar

Pakistan

Haiti

Europa Lateinamerika und die Karibik

Asien
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Die Wechselwirkungen zwischen ho-
hen Energiepreisen und Lebensmit-
telpreisinflation, gepaart mit einer 
globalen Konjunkturabschwächung, 
können vor allem für einkommens-
schwache Bevölkerungsschichten 
schwerwiegende Folgen haben.6 Fa-
tal sind sie insbesondere für Men-
schen, die auf humanitäre Hilfe 
angewiesen sind. Steigende Energie- 
und Lebensmittelpreise erhöhen die 
Transport- und Beschaffungskosten 
für humanitäre Organisationen – in 
einer Zeit, in der die Budgets durch 
Mittelkürzungen ohnehin stark 
eingeschränkt sind. Störungen der 
Transportinfrastruktur haben zur 
Folge, dass Hilfsgüter verzögert zu 
den Menschen in Not gelangen, 
wodurch das Risiko steigt, dass sie 
verstärkt von akuter Ernährungs-

unsicherheit und Mangelernährung 
sowie von gesundheitlichen Ein-
schränkungen betroffen sind.7 

Beispiele wie diese zeigen deutlich, 
wie störanfällig das internationale 
humanitäre System ist – ein „weiter 
so“ kommt nicht in Frage. Umfassen-
de Reformen sind nötig. Dabei geht 
es nicht nur um die Bewältigung 
akuter Finanzierungslücken, son-
dern um die generelle Frage, wie ein 
zukunftsfähiges humanitäres System 
unter veränderten geopolitischen 
und ökonomischen Bedingungen 
gestaltet sein kann und muss – und 
wie seine grundlegenden Prinzipien 
geschützt werden können.

Auf all die genannten Herausforde-
rungen reagiert auch die Bundesre-

gierung mit Reformbestrebungen, 
was richtig und wichtig ist. Es stellt 
sich jedoch die Frage, ob die ge-
wählten Ansätze – wie die stärkere 
Betonung nationaler und geopoli-
tischer Interessen – tatsächlich zu 
mehr Wirksamkeit, Legitimität und 
Gerechtigkeit in der internationalen 
Zusammenarbeit führen und auch 
geeignet sind, zu einer ambitionier-
ten Post-Agenda 2030 beizutragen. 
Oder ob unter dem Schlagwort „Re-
form“ nicht vielmehr ein schleichen-
der Rückschritt droht. 

Fest steht: Die Reform- und Finan-
zierungsentscheidungen von heute 
werden den Handlungsspielraum 
deutscher Entwicklungszusammen-
arbeit und humanitärer Hilfe auf 
Jahre hinaus prägen. 

Im Januar 2026 hat das Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 

(BMZ) den Reformplan „Zukunft 
zusammen global gestalten“ vorge-
stellt.8 Er sieht vor, dass die deutsche 
Entwicklungspolitik „strategischer, 
fokussierter und partnerschaftli-
cher“ wird. Sie soll „interessenge-
leitet“ und zugleich „wertebasiert“ 
sein. Künftig sollen vier übergeord-

REAKTION AUF GLOBALE KRISEN, ANPASSUNGEN AN INNENPOLITISCHE DEBATTEN – 
DOCH WOHIN WILL DIE DEUTSCHE ENTWICKLUNGSPOLITIK?

nete Ziele den Handlungsrahmen 
der deutschen Entwicklungspolitik 
bilden: 1) „Armut, Hunger und Un-
gleichheiten überwinden, Rechts-
staatlichkeit und zivilgesellschaft-
liche Räume stärken“; 2) „Frieden 
und Stabilität – nachhaltig Sicher-
heit fördern“; 3) „Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit für nachhaltiges und 
gerechtes Wachstum ermöglichen“;  
4) „Strategische Allianzen für glo-

bale Lösungen und das multilaterale 
System stärken“. Eine neue Organisa-
tionsstruktur innerhalb des Ministe-
riums trat Anfang Mai 2026 in Kraft.  
 
Der Reformplan erkennt zentrale 
globale Herausforderungen an und 
bekennt sich ausdrücklich zu we-
sentlichen Bezugspunkten der Ent-
wicklungspolitik wie der Agenda 
2030, den Pariser Klimazielen, den 

DIE NEUE SCHWERPUNKTSETZUNG IM

BMZ-REFORMPLAN „ZUKUNFT ZUSAMMEN

GLOBAL GESTALTEN“ LÄSST BEFÜRCHTEN,

DASS ENTWICKLUNGSPOLITISCHE 

WERTE GEGENÜBER DEUTSCHEN 

WIRTSCHAFTS- UND 

GEOPOLITIKINTERESSEN 

ZURÜCKTRETEN. 

DIE ROLLE ZIVILGESELLSCHAFTLICHER 

AKTEURE IN DER GESTALTUNG UND 

UMSETZUNG DER REFORM IN 

DEUTSCHLAND UND DEN PARTNER-

LÄNDERN IST UNKLAR; AUCH FÜR DEN 

ANGEKÜNDIGTEN FOKUS AUF KINDER- 

UND JUGENDRECHTE FEHLT EINE 

STRATEGISCHE UND ZIELÜBERGREIFENDE 

VERANKERUNG.

EIN KLARES ENTWICKLUNGS-

POLITISCHES LEITBILD IST IM 

REFORMPLAN NICHT ERSICHTLICH;

EIN KONKRETES FINANZIERUNGS-

ZIEL UND SPEZIFISCHE MITTEL-

ZUSAGEN WERDEN NICHT 

GENANNT.
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Menschenrechten und dem Multi-
lateralismus. Das ist zu begrüßen. 
Auch der angekündigte Fokus der 
deutschen EZ auf fragile Staaten und 
das Ziel, die ökonomisch schwächs-
ten Länder (least developed count-
ries, LDCs) zu stärken,9 ist positiv zu 
bewerten. Vor diesem Hintergrund 
ist die geplante Konzentration des 
Engagements auf Afrika verständ-
lich – schließlich befindet sich dort 
ein Großteil der Länder mit akuter 
Ernährungsunsicherheit und nied-
rigem Pro-Kopf-Einkommen, und 
in Teilen des Kontinents sind die 
strukturellen Herausforderungen, 
insbesondere durch eine hohe An-
zahl Konflikte und klimabedingter 
Schocks, besonders groß. Dabei darf 
nicht vergessen werden, dass Afrika 
zugleich von großer Innovations-
kraft und hoher gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Dynamik ge-
prägt ist; so lagen im Jahr 2025 bei-
spielsweise zwölf der 20 weltweit 
am schnellsten wachsenden Volks-
wirtschaften auf dem afrikanischen 
Kontinent.10 Hier kommen vor al-
lem langfristig wirkende strukturel-
le Faktoren wie Urbanisierung, eine 
junge Bevölkerung, Investitionen in 
Infrastruktur, Digitalisierung und 
erneuerbare Energien sowie zuneh-
mende regionale Integration zum 
Tragen. 

Unklar bleibt im Reformpapier, wel-
chen Stellenwert die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit künftig 
Staaten und Bevölkerungsgruppen 
jenseits der strategisch priorisierten 
Regionen und Partnerkategorien 
beimisst – etwa LDCs außerhalb 
Afrikas, Staaten, die weder zu den 
LDCs noch zu den aufstrebenden 
Volkswirtschaften zählen, oder ar-
men Bevölkerungsgruppen inner-
halb aufstrebender Volkswirtschaf-
ten. Zudem findet sich im Papier 
kein verbindliches Finanzierungs-
ziel – weder generell noch spezi-
fisch für die LDCs. Das seit 1981 
bestehende,11 in der Agenda 2030 

verankerte und zuletzt 2025 auf 
der Internationalen Konferenz zur 
Entwicklungsfinanzierung bekräf-
tigte Ziel, 0,2 Prozent des Bruttona-
tionaleinkommens (BNE) für diese 
Länder auszugeben, wird nicht er-
wähnt. Aktuell liegen die Ausga-
ben für LDCs deutlich unter dieser 
Zielmarke – und sind zudem weiter 
rückläufig (siehe Seite 38)

Wie steht es um die  
Ernährungssicherheit? 

Positiv hervorzuheben ist, dass die 
Beseitigung von Hunger, Armut und 
Ungleichheit im Reformpapier als 
eines der übergeordneten Ziele aus-
drücklich genannt ist und dass in 
diesem Rahmen die „Sonderinitia-
tive Transformation der Agrar- und 
Ernährungssysteme“ (SI AGER) zu 
einem dauerhaften Haushaltstitel 
weiterentwickelt und verstetigt wer-
den soll. Allerdings deutet die künf-
tige Herangehensweise auf ein zu 
enges Verständnis des Themas hin. 
So werden Einzelmaßnahmen her-
vorgehoben, die für die Zielgruppen 
und für die Wirkungskommunika-
tion zwar wichtig sind – etwa Schul-
speisungen mit ihrer positiven Wir-
kung auf Ernährung, Bildung und 
Entwicklung von Kindern (siehe 
hierzu auch Seite 41). Offen bleibt 
bislang jedoch, wie die im Reform-
plan genannten Ziele im Sinne einer 
systemischen Transformation von 
Agrar- und Ernährungssystemen 
konkret umgesetzt werden sollen. 
Zwar nennt das Papier verschiedene 
relevante Einzelaspekte (etwa Er-
nährungssicherung, Wasser, lokale 
Wertschöpfung oder multilaterale 
Kooperationen), ein kohärenter 
Ansatz zur langfristigen Transfor-
mation hin zu resilienten und nach-
haltigen Ernährungssystemen bleibt 
jedoch bislang wenig konkretisiert. 
Auch ist kein Konzept ersichtlich, 
das es ermöglicht, basierend auf 
Evaluierungen von entsprechenden 
Programmen, in die das BMZ in der 

Vergangenheit erfolgreich inves-
tiert hat, zu lernen. Entscheidend 
wird sein, den neuen Haushaltstitel 
(Nachfolge der SI AGER) finanziell 
ausreichend auszustatten und fle-
xibel auszugestalten, sodass neben 
multilateralen Partnern auch zivil-
gesellschaftliche und lokale Akteure 
Zugang zur Finanzierung haben und 
damit wirksam eingebunden werden 
können. Erforderlich wären zudem 
langfristige und regional differen-
zierte Ansätze, die Resilienz, soziale 
Sicherung, den Schutz natürlicher 
Ressourcen sowie die Stärkung lo-
kaler Wertschöpfung und politischer 
Teilhabe miteinander verbinden.

Entwicklungspolitische Kernziele  
in Gefahr?

Die angekündigte stärkere Ver-
zahnung von Entwicklungs-, Wirt-
schafts- und Sicherheitspolitik 
(„strategisch und interessengelei-
tet“) kann neue politische Hand-
lungsspielräume eröffnen. Gleich-
zeitig birgt sie aber die Gefahr, dass 
entwicklungspolitische Kernziele 
(„wertegeleitet“) gegenüber wirt-
schaftlichen und geopolitischen In-
teressen an politischer Sichtbarkeit 
verlieren und sich – trotz eines ex-
pliziten Bekenntnisses hierzu im Re-
formplan – zunehmend deutschen 
Staats- und Wirtschaftsinteressen 
unterordnen müssen. Das gilt vor al-
lem für die Überwindung von Armut 
und Hunger und die Beseitigung von 
Ungleichheit, in die zahlreiche Be-
reiche der Entwicklungspolitik hi-
neinspielen. Beispiel Klimapolitik: 
Die Themen „Klima“ und „Umwelt“ 
werden nicht länger als strategische, 
zentrale Bausteine transformativer 
Entwicklungspolitik behandelt, son-
dern als „zu schützende globale öf-
fentliche Güter“ beschrieben. Klare 
Ziele und Verantwortlichkeiten sind 
hier nicht definiert, was angesichts 
fehlender internationaler Durchset-
zungsmechanismen den wirksamen 
Schutz dieser Güter gefährdet. 
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In Bezug auf die Klimazusammen-
arbeit signalisiert der Plan insge-
samt eine Verschiebung hin zum 
Klimaschutz. Die Anpassung an den 
Klimawandel wird im Dokument 
kaum thematisiert – obwohl sie 
für die Ernährungssicherung und 
die gesellschaftliche Resilienz vor 
allem in Krisenregionen von ent-
scheidender Bedeutung ist. So gibt 
der Index der multidimensionalen 
Armut an, dass fast 80 Prozent der 
armen Menschen weltweit von grö-
ßeren Klimawandelrisiken betroffen 
sind.12 Das Thema „Klimaschutz“ 
ist wiederum stark mit der Energie-
wende und damit der Sicherung von 
Rohstoffen verknüpft. Allerdings ist 
anzunehmen, dass beispielsweise in 
Afrika Klimaanpassung im Kontext 
von Ernährungssicherung auch wei-
terhin ein wichtiger Bestandteil der 
bilateralen Zusammenarbeit bleiben 
wird, was wichtig und richtig ist. 

Strukturell wird die deutsche Klima-
finanzierung wahrscheinlich stärker 
auf Kredite verlagert werden. Nur 
noch LDCs sollen Zuschüsse erhal-
ten, während aufstrebenden Volks-
wirtschaften rückzahlbare Kredite 
angeboten werden. Maßnahmen 
zur Anpassung an den Klimawandel 
wie der Schutz von Kleinbauern und 
Kleinbäuerinnen vor unregelmäßi-
gen Niederschlägen oder der Aufbau 
von Frühwarnsystemen auf Gemein-
deebene erbringen allerdings selten 
die Art von rentablen Renditen, die 
privates Kapital anziehen oder eine 
zeitnahe Rückzahlung der Kredi-
te ermöglichen. Aber genau diese 
Maßnahmen haben genuin entwick-
lungspolitische Zielsetzungen. Sie 
betrachten den Klimawandel als ge-
sellschaftliche Herausforderung und 
gehen die damit verbundenen struk-
turellen Ungleichheiten an, statt 
beispielsweise auf schnell sichtbare 
„technische“ Wirkungen zu setzen. 

Offen bleibt auch beim Klimathe-
ma, wie die Zusammenarbeit künf-

tig mit Staaten ausgestaltet werden 
soll, die weder zu den von den Ver-
einten Nationen (UN) klassifizier-
ten 44 LDCs noch zu den aufstre-
benden Volkswirtschaften zählen – 
wie beispielsweise Jordanien, Kenia 
oder Ghana. Eine Verschiebung hin 
zu einem höheren Kreditanteil in 
der Finanzierung würde die Schul-
denlast dieser Länder erhöhen und 
Ungleichheit verschärfen.13 

Unabhängig davon, ob die künftige 
deutsche Entwicklungspolitik pri-
mär werte- oder interessenbasiert 
ist oder eine Mischung aus beidem 
darstellt, muss sie sich an den ent-
wicklungspolitischen Herausfor-
derungen in den Partnerländern 
orientieren und auf partnerschaft-
lichen, kontextsensiblen und lokal 
getragenen Ansätzen beruhen, um 
dauerhaft wirksam zu sein. 

Das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung schreibt zu seinen 
Grundsätzen und Zielen: „Das BMZ 
versteht sich als Transformations-
ministerium, das weltweit den 
Umbau hin zu einer nachhaltigen, 
klima- und naturverträglichen 
Wirtschaftsweise voranbringt, wirt-
schaftliche Zusammenarbeit fördert 
und zugleich Frieden, Stabilität und 
nachhaltige Sicherheit stärkt. Dazu 
wird die bilaterale Zusammenarbeit 
mit den Partnerländern weltweit 
abgestimmt und ein starker, an 
den  SDGs  orientierter Multilatera-
lismus gefördert. Im respektvollen 
Miteinander mit den Partnerlän-
dern sollen globale Strukturen so 
verändert werden, dass ein besseres 
Leben für alle Menschen möglich 
ist.“14 Insgesamt spiegelt der Re-
formplan des BMZ aber eine stark 
staatlich-strategische Perspektive 
wider, die in erster Linie auf deut-
sche innenpolitische Diskurse und 
geopolitische Veränderungen re-
agiert und deutsche Interessen for-
muliert. 

Ressortübergreifende Strategien  
nicht ausreichend

Zudem stehen die im Reformpapier 
genannten vier übergeordneten Zie-
le der zukünftigen Entwicklungspo-
litik und die davon angesprochenen 
Akteure weitgehend unverbunden 
nebeneinander, ohne dass hinrei-
chend deutlich wird, wie sie im Sin-
ne einer Fokussierung und kohären-
ten Umsetzung zusammenwirken 
können. Dies gilt insbesondere für 
die vorgesehene engere Verzahnung 
von Entwicklungs- und Wirtschafts-
politik, wie sie das BMZ auch bereits 
mit seinem im Oktober 2025 vorge-
legten Aktionsplan “Starke Partner-
schaften für eine erfolgreiche Wirt-
schaft weltweit”15 skizziert hat (siehe 
auch Seite 20). Die angekündigte 
interministerielle Arbeitsgruppe 
von BMZ und Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie (BMWE) 
markiert einen ersten institutionel-
len Schritt in diese Richtung; offen 
bleibt jedoch, wie eine vergleichbare 
Abstimmung mit dem Bundesminis-
terium für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Heimat (BMLEH) ausge-
staltet werden soll. Zwar greift die 
Agrarexportstrategie des BMLEH 
einzelne entwicklungspolitische Be-
züge wie das Recht auf Nahrung auf, 
zentrale Leitprinzipien des Wirt-
schafts-Aktionsplans des BMZ – 
etwa eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit auf Augenhöhe – werden 
bislang jedoch nicht ausreichend 
thematisiert. Auch eine Kooperation 
zwischen BMZ und Bundesminis-
terium für Forschung, Technologie 
und Raumfahrt (BMFTR), die das 
große Interesse der Partnerländer 
der deutschen EZ an einer Zusam-
menarbeit im Bereich Forschung & 
Entwicklung/Innovation widerspie-
geln würde, ist nicht ersichtlich. 

Gerade die engen Verflechtungen 
zwischen Entwicklungs-, Wirt-
schafts-, Ernährungs- und Sicher-
heitspolitik sowie die absehbaren 
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globalen Folgewirkungen der aktu-
ellen Krisenlagen unterstreichen die 
Bedeutung einer ressortübergrei-
fend abgestimmten Politikstrategie. 
Ob ein solcher Ansatz bereits in den 
Reformüberlegungen des BMZ an-
gelegt ist oder künftig stärker in die 
Politikgestaltung der Bundesregie-
rung einfließen wird, bleibt aus ex-
terner Perspektive bislang offen.

Auch im Kontext der aktuellen Eska-
lation rund um den US-israelischen 
Krieg gegen den Iran bleibt bislang 
offen, welche konkrete Rolle das 
BMZ innerhalb der ressortübergrei-
fenden Abstimmung einnimmt und 
wie entwicklungspolitische und hu-
manitäre Folgen strategisch mitge-
dacht werden. Aus entwicklungspo-
litischer Perspektive wäre insbeson-
dere eine frühzeitige und sichtbare 
Zusammenarbeit zwischen BMZ, 
BMWE und Auswärtigem Amt (AA) 
wichtig, um mögliche Auswirkun-
gen auf Ernährungssicherheit, fra-
gile Staaten, globale Lieferketten 
und humanitäre Bedarfe gemeinsam 
zu analysieren und entsprechende 
politische Antworten zu koordinie-
ren. Angesichts der potenziell weit-
reichenden globalen Auswirkungen 
der Eskalation ist eine stärkere öf-
fentliche Kommunikation darüber, 
ob und wie das BMZ seine strategi-
sche Rolle im Rahmen einer kohä-
renten Krisenreaktion weiter aus-
bauen möchte, unverzichtbar. 

Zivilgesellschaft nicht  
ausreichend beteiligt

Explizit wird im Reformplan die 
Förderung der Zivilgesellschaft als 
zentraler Partner erwähnt. Ihre Rol-
le wird allerdings nur unzureichend 
konkretisiert; ihr Handlungsrahmen 
scheint sich auf die Umsetzung der 
Ziele zu konzentrieren. Gleichzeitig 
lässt die Konzentration der künfti-
gen deutschen EZ auf multilaterale 
und internationale Initiativen be-
fürchten, dass die Zivilgesellschaft 

in der Umsetzung generell eine un-
tergeordnete Rolle spielen wird. In 
Zeiten zunehmend eingeschränkter 
Handlungsspielräume ist aber eine 
konsistente Beteiligung der zivil-
gesellschaftlichen Akteure auf allen 
Ebenen erforderlich, auch und vor 
allem bei wichtigen Entscheidungs-
prozessen wie Regierungsverhand-
lungen. Zurzeit sieht das BMZ diese 
direkte Beteiligung aber vor allem 
für Akteure aus der Wirtschaft vor. 
Wie begrenzt die Beteiligungsmög-
lichkeiten für die Zivilgesellschaft 
oft sind, macht auch die Hamburg 
Sustainability Conference (HSC) 
deutlich. Sie soll laut BMZ „als zen-
trale Austauschplattform von Ent-
scheidungsträger*innen aus Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilge-
sellschaft und internationalen Or-
ganisationen zu globalen entwick-
lungspolitischen Herausforderungen 
genutzt“ werden.16 Allerdings ist die 
Teilnahme an der HSC nur auf Ein-
ladung möglich, und die Durchfüh-
rung von Side Events ist mit hohen 
finanziellen Kosten verbunden. Dies 
erschwert vielen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen den Zugang zur 
Konferenz.

Auch mit Blick auf den Reformpro-
zess selbst wären mehr Beteiligungs-
möglichkeiten wünschenswert 
gewesen. Zwar gab es punktuelle 
Konsultationen und die Möglichkeit 
zur schriftlichen Stellungnahme, 
was wir begrüßen; es fehlte jedoch 
ein klar strukturierter, transparenter 
und kontinuierlicher Beteiligungs-
prozess, vor allem für Partner aus 
dem sogenannten globalen Süden. 
Reformen dieser Tragweite benö-
tigen eine breite gesellschaftliche 
Verankerung; eine überwiegend 
ministeriumsinterne Debatte reicht 
dafür nicht aus. Ein frühzeitig an-
gelegter und systematischer Konsul-
tationsprozess hätte es ermöglicht, 
unterschiedliche Perspektiven und 
Argumente stärker einzubeziehen 
und zugleich die Legitimität und 

Tragfähigkeit der Prioritätenset-
zungen zu stärken. Hier kann das 
BMZ von Afrika lernen – etwa vom 
Post-Malabo-Prozess zur Entwick-
lung des neuen Aktionsplans des 
Comprehensive Africa Agriculture 
Development Programme (CAADP-
Kampala-Agenda) der Afrikanischen 
Union. Zwar gab es auch dort ernst-
zunehmende Kritik, insbesondere 
hinsichtlich der dominanten Rolle 
technischer Expert*innen inter-
nationaler Organisationen und der 
unzureichenden Berücksichtigung 
einzelner zivilgesellschaftlicher An-
liegen. Dennoch war der Prozess 
grundsätzlich partizipativ angelegt 
und darauf ausgerichtet, Beteiligung 
möglichst inklusiv, strukturiert und 
kontinuierlich zu gestalten.17 

Kinder- und Jugendliche als Schlüssel-
akteure des Wandels stärken

Zu Beginn ihrer Amtszeit hat Bun-
desministerin Reem Alabali Rado-
van angekündigt, in der staatlichen 
Entwicklungspolitik einen Fokus 
auf Kinder- und Jugendrechte zu le-
gen. Der Reformplan ordnet diesen 
Schwerpunkt jedoch nur einem von 
vier übergeordneten Zielen der in-
ternationalen Zusammenarbeit zu: 
der Überwindung von Armut, Hun-
ger und Ungleichheit. Ein konkretes 
Vorhaben ist der bereits im Dezem-
ber 2025 gestartete Sonderaufruf 
„Sichere Ernährung – stark fürs 
Leben“. Wir begrüßen den Kinder- 
und Jugendschwerpunkt. In vielen 
Partnerländern der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit stellen 
Kinder und Jugendliche die Mehr-
heit der Bevölkerung. Die Bewäl-
tigung aktueller und zukünftiger 
Herausforderungen in diesen Län-
dern hängt daher entscheidend da-
von ab, ob es gelingt, diesen jungen 
Menschen ein schützendes Umfeld 
und gute Entwicklungsbedingungen 
zu bieten und ihnen durch gesell-
schaftliche Teilhabe Perspektiven 
zu eröffnen. 
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Kinder und Jugendliche sind Schlüs-
selakteure des Umwelt- und Klima-
schutzes, der Friedenssicherung, der 
Digitalisierung, des demokratischen 
Wandels und der Wirtschaft. Viele 
der in diesem Kapitel kritisch auf-
geworfenen Fragen – wie die Wer-
tebindung der EZ, die Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Partner, die 
Verzahnung von Entwicklungs-, Si-
cherheits- und Wirtschaftspolitik 
und die hierarchische Steuerungs-
logik – lassen sich am Beispiel dieser 
wichtigen Zielgruppe der Entwick-
lungszusammenarbeit konkretisie-
ren. Die eingangs hervorgehobenen 
Protestbewegungen und auch weni-
ger sichtbare Formen des lokalen, 
häufig weiblichen Engagements zei-
gen, dass junge Menschen sich sozial 
und politisch einbringen und ihre 
Lebensumstände verbessern wollen. 
Die deutsche Entwicklungspolitik 
sollte ihre Bestrebungen und ihre 
Kreativität als Gestaltungsressource 

Kinder tragen die größte Last 
 
Armut, Gewalt und zunehmend auch der Klimawandel und 
Unfreiheit rauben vielen Kindern und Jugendlichen das 
Nötigste, um gesund aufzuwachsen und positiv in die Zu-
kunft zu blicken. Nach Berechnungen des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen (UNDP) aus dem Jahr 
2025 machen Kinder in 108 untersuchten Ländern nur ein 
Drittel der Bevölkerung aus. Sie stellen jedoch mehr als die 
Hälfte aller Menschen, die als mehrdimensional arm gel-
ten. Das heißt, ihnen fehlen nicht nur finanzielle Mittel, 
sondern auch der Zugang zu sauberem Wasser, Bildung, 
medizinischer Versorgung und guten Wohnverhältnissen. 
Viele dieser Kinder sind unterernährt. Insgesamt leben 
586 Millionen Kinder und damit rund 27,8 Prozent aller 
Kinder in mehrdimensionaler Armut; der Anteil ist mehr 
als doppelt so hoch wie bei Erwachsenen (13,5 Prozent). 
Am stärksten betroffen sind die jüngsten Kinder im Alter 
von 0 bis 9 Jahren: Sie machen erschreckende 33,1 Prozent 
aller Menschen in multidimensionaler Armut aus.18

verstehen und unterstützen – und 
so Spannungsquellen in Chancen 
für demokratische Erneuerung und 
inklusive Entwicklung verwandeln. 
Neben der Förderung wirtschaft-
licher Teilhabe und sozialer Ge-
rechtigkeit gehört dazu auch die 
Stärkung integrativer Regierungs-
systeme, die jungen Bürger*innen 
Handlungsspielräume eröffnen und 
ihnen ermöglichen, sich sinnvoll an 
öffentlichen Entscheidungsprozes-
sen zu beteiligen. 

Geschützte Räume für junge  
Menschen – analog und digital

Digitale Technologien haben die Art 
der gesellschaftlichen und politi-
schen Teilhabe junger Menschen im 
sogenannten globalen Süden grund-
legend verändert. Sie spielen heute 
eine zentrale Rolle bei der Mobili-
sierung junger Bürger*innen, der 
Verbreitung von Informationen, der 

Dokumentation und der Konstrukti-
on von Narrativen politischer Ausei-
nandersetzungen. Gleichzeitig ber-
gen sie auch die Gefahr politischer 
Einflussnahme durch Desinforma-
tion.19 Eine gezielte und durchdach-
te Förderung und Sicherung von 
digitalen Fähigkeiten und digitalen 
Räumen für junge Menschen, in-
klusive des Umgangs mit künstlicher 
Intelligenz, stärkt deren Resilienz 
und Unabhängigkeit in schwierigen 
Kontexten. Eine verbesserte Kon-
nektivität – auch in ländlichen Ge-
bieten – kann demokratische Struk-
turen festigen sowie informelle und 
dezentrale Netzwerke stärken, die 
bislang nur schwer organisierbar 
waren. Sie ersetzt jedoch nicht die 
Notwendigkeit analoger Unterstüt-
zungsstrukturen wie etwa Jugend-
zentren. 

Damit entwicklungspolitische Maß-
nahmen für junge Menschen nicht 
als „von oben auferlegt“ und in
strumentalisierend wahrgenommen 
werden, müssen sie partizipativ, 
lokal verankert, alters- und kon-
textsensibel und partnerschaftlich 
konfiguriert sein. All dies geht nur 
mit einem kohärenten Politikansatz, 
der den Schutz, die Förderung und 
die Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen im Sinne des „Qualitäts-
merkmals der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit“ – Menschen-
rechte, Geschlechtergleichstellung 
und Inklusion20 – über Themen- und 
Regionalschwerpunkte, Partner-
schaftsmodelle und Umsetzungs-
strukturen hinweg systematisch in 
die Reformen des BMZ integriert. 
Institutionell soll der Kinder- und 
Jugendschwerpunkt künftig dem 
Menschenrechtsreferat zugeordnet 
werden. Diese Entscheidung ist in-
haltlich stimmig. Es bleibt jedoch 
abzuwarten, ob angesichts der bis-
herigen Verortung des Referats im 
Haus und der Personalausstattung 
die notwendige Steuerungswirkung 
entfaltet werden kann.
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Für den bilateralen Treuhandfonds 
der UN-Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation (FAO), über 
den in der Vergangenheit Projekte 
zur Verwirklichung des Rechts auf 
Nahrung im sogenannten globalen 
Süden finanziert wurden, wurden 
im Haushalt 2026 keine Mittel 
eingestellt. Mit welcher Strategie 
das BMLEH in Zukunft die Ver-
wirklichung des Rechts auf Nah-
rung unterstützen wird, ist bisher 
unklar. Der Fokus auf die alleinige 
Förderung deutscher Agrarexporte 
könnte in dieser Hinsicht negative 
Auswirkungen haben, indem er lo-

kale Produzent*innen und Betriebe 
in Ländern des sogenannten globa-
len Südens vom Markt verdrängt. 
Es steht zu befürchten, dass die in 
der vergangenen Legislaturperiode 
erfolgte Ausrichtung der deutschen 
Entwicklungspolitik an einem 
menschenrechtlichen Ansatz und 
an den Politikempfehlungen des 
Welternährungsausschusses der 
Vereinten Nationen (Committee on 
World Food Security, CFS) nun dem 
Primat deutscher Export- oder In-
vestitionsinteressen untergeordnet 
wird. Zudem sind die potenziellen 
Auswirkungen einer verstärkten 

FAZIT: REFORM MIT OFFENEM ENTWICKLUNGSPOLITSCHEN 
UND STRATEGISCHEN LEITBILD

Mit dem Kompass 2025 hatten wir 
die Bundesregierung aufgefordert, 
die Reform der Entwicklungspoli-
tik konsequent anzugehen, unter 
anderem durch eine partnerschaft-
liche Reform gemeinsam mit Län-
dern des sogenannten globalen 
Südens und eine stärkere Berück-
sichtigung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen – vor allem auch 
in Krisen- und Konfliktsituationen. 
Diese Forderung wird nur zum Teil 
erfüllt.

Denn auch, wenn zentrale Heraus-
forderungen wie Hunger, Armut, 
Teilhabe und fragile Staatlichkeit 
im BMZ-Reformplan adressiert und 
die Bedeutung von Perspektiven für 
junge Menschen sowie gleichbe-
rechtigte Partnerschaften angespro-
chen werden, ist bisher kein Ansatz 
ersichtlich, der geeignet wäre, die 
Ziele ausreichend integrativ und 
transformativ wirkend umzusetzen. 

Auch die Forderung des Kompass 
2025, das entwicklungspolitische 
Engagement Deutschlands stärker 
auf Ernährungssicherung und länd-
liche Entwicklung auszurichten und 
das Recht auf Nahrung zu stärken, 
wird nicht erfüllt. Dies zeigt sich 
unter anderem an der Neuorien-
tierung der internationalen Zusam-
menarbeit im BMLEH: Hier stehen 
die Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit deutscher Agrarprodukte und 
die Schaffung von Absatzmärkten 
für deutsche Unternehmen der Ag-
rar- und Ernährungsbranche nun 
im Fokus. Das Recht auf Nahrung 
ist nicht mehr prioritär, unter an-
derem abzulesen an der Tatsache, 
dass das entsprechende Referat 
(Ref. 624) aufgelöst und die Stelle 
des „Botschafters für das Recht auf 
Nahrung“ nicht nachbesetzt wurde. 

Die Lebensrealitäten  
im Blick behalten

Gerade bei der Förderung jugendlichen Engagements 
durch die staatliche EZ zeigt sich häufig ein strukturelles 
Spannungsfeld: Beteiligung wird gefördert, zentrale Vor-
aussetzungen für wirksames zivilgesellschaftliches Engage-
ment – etwa Sicherheit, institutionelle Nachhaltigkeit und 
grundlegende Bedarfe – bleiben jedoch oft unzureichend 
berücksichtigt. Insbesondere in Krisenkontexten reicht eine 
Fokussierung auf Finanzierung und Dialogförderung nicht 
aus. Nachhaltige Friedensarbeit beispielsweise erfordert 
zugleich psychosoziale Unterstützung, Bildungs- und Be-
schäftigungsperspektiven sowie physische Sicherheit. Feh-
len diese Grundlagen, fehlt auch der Raum für wirksame 
Beteiligung. Dadurch besteht das Risiko, entwicklungspoli-
tische Programme umzusetzen, ohne die Lebensrealitäten 
der Zielgruppen ausreichend einzubeziehen. 

Zudem verlaufen Förderbeziehungen häufig über staatliche 
oder institutionelle Partner, sodass Perspektiven aus der Pra-
xis nur begrenzt in politische Prozesse einfließen. Direktere 
und authentische Austauschformate mit zivilgesellschaftli-
chen Jugendorganisationen könnten helfen, lokale Heraus-
forderungen stärker in die Programmgestaltung einzubinden.
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Nutzung biogener Kraftstoffe, wie 
sie im neuen Heizungsgesetz der 
Bundesregierung vorgesehen ist, 
mit Risiken für die Landnutzung 
und Agrarproduktion verbunden, 
denn es liegt nahe, dass die dafür 
erforderlichen Mengen an Biokraft-
stoffen zu erheblichen Teilen inter-
national beschafft werden müssten. 

Mit der angedachten stärkeren 
Ausrichtung des BMZ auf Wieder-
aufbauaufgaben – ganz im Sinne 
des Leitbilds „Das BMZ ist das 
Wiederaufbau-Ministerium21 – ist 
einerseits die wichtige Chance ver-
bunden, entwicklungspolitische 
Expertise und menschenrechtliche 
Ansätze systematisch in den Wie-
deraufbau von Krisen- und Kriegs-
regionen einzubringen. Hierfür 
sind die geplanten gebündelten 
Investitionen in soziale Sicherung 
als stabilisierendes Element in den 
neuen Fokusregionen ein positives 
Beispiel. Andererseits steht auch 
fest, dass der Wiederaufbau etwa 
in Gaza oder der Ukraine eine fi-
nanzielle und politische Dimension 
erreicht, die nur im Rahmen einer 
leistungsfähigen internationalen 
Architektur gelingen kann, in der 
Deutschland seine Beiträge kohä-
rent, strategisch abgestimmt und 
ressortübergreifend verankert. 

Der UN-Fonds „Education Cannot 
Wait“, der Bildung in Krisenre-
gionen ermöglichen soll, steht bei-
spielhaft für diese multilaterale Ar-
chitektur. Hier sollte Deutschland 
seinen Beitrag über 2026 hinaus auf 
hohem Niveau aufrechterhalten. 

Laut Reformplan soll die deutsche 
Entwicklungspolitik auch zukünf-
tig einem klaren Werte-Kompass 
folgen, wobei die Menschenrechte 
eine wichtige Leitplanke bilden. 
Ihr Schutz wird vor allem als Quer-
schnittsaufgabe betrachtet. Dies 
entspricht zwar ihrer Relevanz für 
alle neuen Reformziele des BMZ, 

kann aber auch dazu führen, dass 
ihre Einhaltung letztlich zu einer 
Verfahrens- und Prozessfrage wird 
und die politische Dimension an 
Bedeutung verliert. So bleibt wei-
testgehend unklar, welche konkre-
ten menschenrechtlichen Schwer-
punkte die deutsche EZ verfolgen 
will und welche Rolle diese Schwer-
punkte im Rahmen der Umsetzung 
spielen sollen. Dabei ist die inter-
national eingebettete menschen-
rechtliche Werteordnung dringend 
auf Unterstützung angewiesen. Das 
BMZ könnte hier seine Stärken ein-
bringen und etwa den geplanten 
Ausbau strategischer Allianzen mit 
Regionalorganisationen zur Förde-
rung ihrer Menschenrechtsschutz-
systeme nutzen. 

Der Reformplan benennt darüber 
hinaus Demokratieförderung als 
Ziel der deutschen Entwicklungs-
politik. Dies ist ein wichtiger und 
zu begrüßender Schwerpunkt, der 
durchaus im Kontrast zu innen-
politischen Entwicklungen steht. 
Gleichzeitig ist noch weitgehend 
unklar, mit welchen Hebeln das 
BMZ den Schutz der Demokratie 
in Partnerländern angesichts wach-
sender autokratischer Tendenzen 
wirksam unterstützen will, auch im 
Hinblick auf zivilgesellschaftliche 
Handlungsräume.

Insgesamt stärkt die BMZ-Reform 
zwar bestehende strategische An-
sätze; sie stellt jedoch keine grund-
legende Neuausrichtung der deut-
schen Entwicklungspolitik dar. 
Erforderlich wären mehr übergrei-
fende Ansätze, die Ernährungssys-
teme, wirtschaftliche Entwicklung 
und lokale Wertschöpfung, Gover-
nance-Strukturen, Klima-, Teilha-
be- und Gesundheitsfragen sowie 
den Schutz zivilgesellschaftlicher 
Räume zusammendenken und mit 
den nötigen institutionellen Anpas-
sungen einhergehen: mehrjährige, 
flexible Budgets statt kleinteiliger 

Projektfinanzierung; Lokalisierung 
als Grundlage und die Vergabe von 
Mitteln an Konsortien – zum Bei-
spiel aus (lokaler) Zivilgesellschaft, 
Staat und multilateralem Partner 
– statt an einzelne Organisationen; 
Einbindung der lokalen Wirtschaft 
als wichtigem Motor der Entwick-
lung; gemeinsame Steuerungs-
einheiten für Querschnittsthemen 
statt Referatslogik. Für die Ausge-
staltung könnte die angekündigte 
entwicklungspolitische Nord-Süd-
Kommission wichtige Impulse ge-
ben. Sinnvoll kann diese Kommis-
sion allerdings nur sein, wenn sie 
nicht alte EZ-Denkweisen reprodu-
ziert (die allerdings auch im Namen 
der Kommission deutlich werden), 
sondern einen neuen, offenen und 
prozessorientierten Dialog über 
globale Ordnung ermöglicht. Nach 
bisherigem Stand erscheint die 
Kommission vor allem als staatlich 
initiiertes strategisches Dialogfor-
mat. Vonnöten ist aber eine echte 
Einbindung der Partnerländer bei 
Agenda-Setting und Ausführung. 
Insbesondere zivilgesellschaftliche 
Akteure aus dem sogenannten glo-
balen Süden müssen in der Kom-
mission vertreten sein – und zwar 
durch Stimmen, die Entwicklungs-
zusammenarbeit kritisch reflek-
tieren. Dabei sollte vor allem auch 
die Perspektive junger Menschen 
angemessen berücksichtigt werden. 
Nur so kann Entwicklungspolitik zu 
globaler Strukturpolitik beitragen. 

Eine Neuausrichtung der deutschen 
Entwicklungspolitik ist überfällig, 
und wir begrüßen den Reformwil-
len der Bundesregierung. Der vom 
BMZ veröffentlichte Reformplan 
bleibt aber in vielen Punkten vage, 
und es ist unklar, welches strategi-
sche und entwicklungspolitische 
Leitbild darin tatsächlich verfolgt 
wird. Hier sollte die Bundesregie-
rung den bis 2027 angekündigten 
Zeitraum für die Umsetzung der 
Reform nutzen und nachbessern.

18



Kompass 2026

NICHTSTAATLICHE AKTEURE AUS PARTNERLÄNDERN MIT EINBEZIEHEN:  
AGRIBRIDGE ZEIGT, WIE ES GEHT

AgriBridge ist ein af-
rikanisch-deutsches 
Politik-Netzwerk für 
nachhaltige Agrar- 

und Ernährungssysteme. Es wird ge-
meinsam von der Welthungerhilfe 
und AKADEMIYA2063, einem füh-
renden panafrikanischen Thinktank, 
koordiniert. Im September 2025 als 
„Netzwerk von Netzwerken“ ge-
gründet, verknüpft AgriBridge afri-
kanische Forschungsorganisationen, 
den Privatsektor, (Klein-)Bauern 
und Bäuerinnen und die Zivilgesell-
schaft miteinander. Seine 14 Mit-
gliedsorganisationen22 zählen zu den 
führenden Organisationen im afri-
kanischen Agrar- und Ernährungs-
sektor und agieren primär panafri-
kanisch. Durch eine stärkere Einbin-
dung afrikanischer Perspektiven in 
die entwicklungspolitische Debatte 
in Deutschland sollen neue Impulse 
für politische Veränderungen gesetzt 
werden, die die Transformation der 
Agrar- und Ernährungssysteme in 
Afrika nachhaltig voranbringen. Ziel 
ist es, Strategien und Investitionen 
stärker an der Realität vor Ort, an 
wissenschaftlicher Evidenz, an ge-
meinsamen Interessen und an Men-
schenrechten – insbesondere dem 
Recht auf Nahrung – auszurichten. 

Das Netzwerk nimmt damit eine 
zentrale Lücke in der aktuellen Ent-
wicklungspolitik im Agrar- und Er-
nährungssektor in den Blick: Zwar 
begrüßen wir den Austausch, den 
die Bundesregierung mit afrikani-
schen Partnern pflegt und ihren An-
spruch, „Partnerschaften auf Augen-
höhe“ zu führen. Dieses Bekenntnis 
bleibt jedoch rein rhetorisch, wenn 
nach wie vor überwiegend Geber-
länder und große internationale 
Akteure die politischen Strategien 
bestimmen. Werden Akteure aus 
Partnerländern systematisch und 

wirkungsvoll in Entscheidungspro-
zesse eingebunden, stärkt dies die 
Wirksamkeit, Legitimität und Nach-
haltigkeit entwicklungspolitischer 
Maßnahmen erheblich. Gerade vor 
dem Hintergrund von Autokratisie-
rungstendenzen in einigen Ländern 
spielen nichtstaatliche Akteure eine 
entscheidende Rolle.

Mit Blick auf die aktuellen geo-
politischen Entwicklungen muss 

für die Bundesregierung umso 
mehr gelten: Eine Politik „auf 
Augenhöhe“ darf keine bloße 
Rhetorik bleiben. Das BMZ 

sollte seine Konsultationspraxis 
grundlegend reformieren. Es 

sollte nichtstaatliche Akteure – 
darunter zivilgesellschaftliche 

Organisationen, (Klein-)Bauern 
und Bäuerinnen, den Privatsektor 
sowie Forschungseinrichtungen – 
systematisch in die Formulierung, 
Umsetzung und Evaluierung der 
Entwicklungspolitik einbinden 

und so ihre Expertise, Perspekti-
ven und Bedürfnisse wirksam in 

politische Entscheidungen einflie-
ßen lassen.

 
Um die deutsche Entwicklungs-
politik in ihrer Zusammenarbeit 
mit Afrika zu beraten, entwickelt 
das AgriBridge-Netzwerk evidenz-
basierte und praxisnahe Policy-Emp-
fehlungen zu zentralen Themen wie 
Klima, Handel, Governance und Fi-
nanzierung an der Schnittstelle von 
Agrar- und Ernährungssystemen.

Policy Note #1 
 Handel als Katalysator für resiliente afri-
kanische Agrar- und Ernährungssysteme

Jüngste Krisen, insbesondere der 
Irankrieg und dessen Auswirkungen 
auf Energiepreise, Düngemittelver-
sorgung, Lieferketten und Lebens-
mittelpreise, verdeutlichen, dass 
ein stärkerer (inner-)afrikanischer 
Agrarhandel entscheidend zur Re-
silienz von Ernährungssystemen 
beitragen kann. Mit Initiativen wie 
dem Wirtschafts-Aktionsplan des 
BMZ23 und der Agrarexportstrate-
gie des BMLEH24 setzt die Bundes-
regierung darauf, die Wettbewerbs-
fähigkeit und Markterschließung 
deutscher Unternehmen zu stärken. 
Das AgriBridge-Positionspapier zum 
Agrarhandel zeigt, wie eine vertiefte 
agrarhandelspolitische Zusammen-
arbeit zwischen Afrika und Deutsch-
land zur Ernährungssicherung und 
zu nachhaltigem Wachstum beitra-
gen kann.

Forderungen des AgriBridge-Netz-
werkes an die Bundesregierung:

1.	 Partnerschaftsbasierte Inves-
titionen ausbauen: Die wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen 
Afrika und Deutschland sollte gezielt 
durch nachhaltige, partnerschaft-
lich gestaltete Investitionen gestärkt 
werden, die lokale Wertschöpfung, 
Innovation und Technologietransfer 
fördern und verbindliche soziale so-
wie ökologische Standards einhalten.

2.	 Umsetzung der panafrikani-
schen Freihandelszone (African 
Continental Free Trade Area, 
AfCFTA) fördern: Investitionen in 
handelsfördernde Infrastruktur und 
institutionelle Kapazitäten sind ent-
scheidend, um den innerafrikani-
schen Handel zu stärken.
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ren und nachhaltiger zu gestalten. 
Hierfür bilden das Comprehen-
sive  Africa  Agriculture  Develop-
ment Programme (CAADP)  und 
die 2025 verabschiedete Kampa-
la Declaration  (2026–2035) den 
Rahmen. Nun kommt es darauf 
an, die politischen und finanziel-
len Steuerungsinstrumente und 
die Rechenschaftsmechanismen so 
zu gestalten, dass sie diese Ambi-
tionen wirksam unterstützen. Das 
zweite Positionspapier des  Agri-
Bridge-Netzwerks analysiert daher, 
wie innovative Finanzinstrumente 
– von  Blended  Finance über Risi-
koabsicherung bis hin zu nachhal-
tigen Anleihen – gezielt eingesetzt 

3.	 Inklusiven Agrarhandel gezielt 
unterstützen: Durch verbesserten 
Zugang zu Finanzierung, Qualifizie-
rungsmaßnahmen und den Einsatz 
digitaler Lösungen sollten insbeson-
dere Kleinbäuerinnen und Kleinbau-
ern, Frauen, junge Menschen sowie 
kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) stärker in regionale und in-
ternationale Wertschöpfungsketten 
integriert werden.

Policy Note #2 Finanzierung von resilien-
ten Agrar- und Ernährungssystemen

Die  Afrikanische Union hat sich 
zum Ziel gesetzt, ihre Agrar- und 
Ernährungssysteme zu transformie-

werden können, um öffentliche 
und private Mittel besser zu mobi-
lisieren und miteinander zu verzah-
nen. Zudem wird beleuchtet,  wie 
afrikanische Regierungen die unter 
CAADP festgelegten ehrgeizigen 
Verpflichtungen einhalten können 
und welche Maßnahmen sich dabei 
bereits bewährt haben. Dabei wird 
aufgezeigt, wie Entwicklungsfinan-
zierung  zu diesem Ziel strategisch 
beitragen kann und wie dabei si-
chergestellt wird,  dass  Prioritäten, 
Investitionen und Entscheidungen 
gemeinsam und partnerschaftlich 
gestaltet und verantwortet werden.  
Das Positionspapier wird Ende Au-
gust 2026 veröffentlicht.

KOOPERATIONEN MIT DER

 PRIVATWIRTSCHAFT IN DEUTSCHLAND

UND IN DEN PARTNERLÄNDERN KÖNNEN

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG

FÖRDERN; UM NACHHALTIG UND IM SINNE

DER PARTNERLÄNDER ZU WIRKEN, SIND

KLARE KRITERIEN, TRANSPARENZ UND DIE

EINBINDUNG ALLER RELEVANTEN AKTEURE

VONNÖTEN.

ZUSAMMENARBEIT MIT DER WIRTSCHAFT:  
ALTE DEBATTE MIT NEUEN AKZENTEN

Mit seinem Reformplan 
„Zukunft zusammen glo-
bal gestalten“ und dem 

Aktionsplan „Starke Partnerschaf-
ten für eine erfolgreiche Wirtschaft 
weltweit“ setzt das BMZ einen 
Schwerpunkt seines entwicklungs-
politischen Engagements auf Wirt-
schaftskooperationen. Ziel ist es, 
mehr private Investitionen zu mo-
bilisieren, deutsche – insbesondere 
mittelständische – Unternehmen 

einzubinden und zugleich die Wert-
schöpfung vor Ort zu stärken. Diese 
Ausrichtung ist kein grundsätzlicher 
Kurswechsel, sondern eine Neu-
akzentuierung einer alten Debatte: 
Seit seiner Gründung bewegt sich 
das BMZ im Spannungsfeld zwi-
schen entwicklungspolitischen Zie-
len und nationalen Interessen (Soft 
Power, Rohstoffsicherung, Export-
förderung, geopolitische Stabilität), 
die je nach Schwerpunkt der Haus-

leitung und aktuellen politischen 
Entwicklungen unterschiedlich ge-
wichtet und kommuniziert werden. 
Entwicklungspolitik ist und war stets 
Teil deutscher Außen- und Wirt-
schaftspolitik. Der Fokus des Re-
formplans macht diese Verzahnung 
nun expliziter und reagiert damit 
in Zeiten schwächelnder Konjunk-
tur auf das politische Ziel der neuen 
Bundesregierung, Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

IN VIELEN LÄNDERN UND

SEKTOREN BLEIBEN PRIVATE

INVESTITIONEN BEGRENZT,

AUCH KOMMEN SIE NICHT

ALLEN BEVÖLKERUNGSGRUPPEN

ZUGUTE. HIER IST GEZIELTES

ÖFFENTLICHES ENGAGEMENT

WEITERHIN NOTWENDIG.

JUNGE MENSCHEN MÜSSEN

ALS WIRTSCHAFTLICHE

AKTEURE ERNST GENOMMEN

UND IHRE TEILHABE

ÜBER GANZHEITLICHE

ENTWICKLUNGSANSÄTZE

GARANTIERT WERDEN.
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Wirtschaft zu fördern. Die Schlüs-
selfrage ist, wie sich dieser Fokus in 
der Praxis mit anderen Zielsetzun-
gen des Reformplans, wie der Be-
kämpfung von Ungleichheit und der 
Förderung nachhaltiger Sicherheit, 
wirksam verknüpfen lässt. Ebenso 
wichtig ist die Frage, wie es gelingen 
kann, die unterschiedlichen Akteure 
wirtschaftlicher Kooperationen ein-
zubinden. Dazu gehören neben den 
Partnerregierungen die Privatwirt-
schaft, Gewerkschaften und nicht 
zuletzt die Zivilgesellschaft der 
Partnerländer, die trotz vielerorts 
schrumpfender Handlungsspielräu-
me häufig wirksamer agieren kann 
als externe Akteure.

Wirtschaftspartnerschaften –  
Tradition in der deutschen EZ

Bereits in den 1990er-Jahren wurden Entwicklungspartner-
schaften mit der Wirtschaft als öffentlich-private Partner-
schaften konzipiert, um Unternehmen in die EZ einzubin-
den. Privatwirtschaftliche Erfahrungen und komparative 
Vorteile sollten genutzt werden, um die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung der Partnerländer voranzutreiben. Bei-
spiele für solche Partnerschaften sind das 1999 gegründete 
Programm „developPPP“ oder das 2019 ins Leben gerufene 
Programm „AfricaConnect“ (heute „ImpactConnect“). Die-
se Programme können durchaus mit punktuellen Erfolgen 
aufwarten, erreichen jedoch über die Projektebene hinaus 
selten breitenwirksame, strukturelle Transformationen, die 
sich auf Einkommen, Beschäftigung und stabile wirtschaft-
liche Entwicklung auswirken.25

Seit 2024 bündelt das BMZ die Instrumente zur Förderung der 
Wirtschaft unter der Dachmarke „Partners in Transformation 
– Business & Development Network“.26 Damit ermöglichen 
Instrumente wie zinsgünstige Darlehen oder Handelsgarantien 
Investitionen in Märkten, die für private Kapitalgeber allein zu 
risikobehaftet wären. Im Jahr 2024 wurden laut BMZ 490 Ko-
operationsprojekte im Rahmen von Wirtschafspartnerschaf-
ten durchgeführt, wodurch private Mittel in Höhe von rund 
449  Millionen Euro mobilisiert wurden.27 Über die Höhe der 
eingesetzten öffentlichen Gelder zur Hebelung dieser privaten 
Finanzmittel wird allerdings nicht regelmäßig berichtet.28

Potenziale, Zielkonflikte, Grenzen

Die Zusammenarbeit mit der Pri-
vatwirtschaft kann einen wichtigen 
Beitrag zur Umsetzung entwick-
lungspolitischer Ziele leisten. Sie 
kann Privatkapital mobilisieren, 
Investitionen finanziell tragfähiger 
und damit nachhaltiger machen, 
den Wissenstransfer fördern (etwa 
zu Standards) und damit die Ausbil-
dung von Fachkräften und die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Part-
nerländern voranbringen.29 Darüber 
hinaus kann das BMZ in Länder- 
und Regierungsverhandlungen zu 
besseren rechtlichen und institutio-
nellen Rahmenbedingungen für die 

Wirtschaft beitragen und zudem die 
Umsetzung von sozial gerechten und 
ökologisch tragfähigen Produktions-
weisen stärken. Unternehmen sind 
zentrale Akteure für wirtschaftliche 
Entwicklung; die deutsche EZ kann 
gemeinsam mit ihnen erproben und 
aufzeigen, wie sich diese Entwick-
lung nachhaltig gestalten lässt.

Die stärkere Einbindung der Wirt-
schaft bringt aber auch Zielkonflik-
te mit sich, die frühzeitig adressiert 
werden müssen, um wirtschaftliche 
Interessen mit entwicklungspoliti-
schen Anforderungen in Einklang zu 
bringen. Während Unternehmen auf 
schnelles Handeln, Planungssicher-
heit, Skalierbarkeit und Wirtschaft-
lichkeit angewiesen sind, muss die 
Entwicklungszusammenarbeit dem 
Grundsatz, niemanden zurückzulas-
sen (leave no one behind), verpflichtet 
bleiben. Das bedeutet: Beteiligung 
ermöglichen, soziale Standards ab-
sichern und faire Bezahlung durch-
setzen – was Zeit und Geld kostet 
und Kompromisse erfordert. Zudem 
verfügen die Durchführungsorga-
nisationen der EZ nicht über die-
selbe spezifische unternehmerische 
Expertise wie der Privatsektor. Der 
zusätzliche Koordinations- und Res-
sourcenaufwand muss bei der Kon-
zeptionierung der Projekte berück-
sichtigt werden. 

Neben diesen Faktoren führen auch 
wirtschaftliche und strukturelle 
Risiken dazu, dass private Investi-
tionen überwiegend in Länder mit 
mittlerem Einkommen (middle in-
come countries, MICs)30 fließen. In 
Ländern mit niedrigem Einkommen 
wie den LDCs wirken mangelnde 
Infrastruktur, fehlende qualifizier-
te Arbeitskräfte, wenig ausgebaute 
Märkte und politische Instabilität 
hinderlich. Eine funktionierende 
Verwaltung und die nötigen recht-
lichen Rahmenbedingungen sind oft 
nicht ausreichend vorhanden. Damit 
fehlt die nötige staatliche Kapazität, 
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um Kooperationen mit der Wirt-
schaft entwicklungsfördernd zu ge-
stalten. Gerade in diesen Ländern ist 
ein gezieltes Engagement der Ent-
wicklungszusammenarbeit aber er-
forderlich, um förderliche Rahmen-
bedingungen für den Privatsektor zu 
schaffen und es den Ländern so zu 
ermöglichen, ihr erhebliches Ent-
wicklungspotenzial zu erschließen. 
Kooperationen zwischen Wirtschaft 
und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
können die nötigen staatlichen Vo-
raussetzungen zwar nicht ersetzen; 
sie können aber dazu beitragen, lo-
kale Beteiligung zu stärken, soziale 
Standards abzusichern und Investi-
tionen stärker an entwicklungspoli-
tischen Zielen auszurichten.

Nicht minder relevant ist, dass Minis-
terien den Wechseln der Hausleitung 
und dem Rhythmus der Legislatur-
perioden unterworfen sind. So war 
das BMZ Motor und Mitgestalter des 
deutschen Lieferkettensorgfalts
pflichtengesetzes (LkSG); heute 
nimmt es jedoch nur noch begrenzt 
Einfluss, wenn auf höchster politi-
scher Ebene eine andere Ausrichtung 
– etwa eine Abschwächung des EU-
Lieferkettengesetzes31 – verfolgt wird.

Partnerschaften auf Augenhöhe –  
Anspruch und Bedingungen

Viele Partnerländer wollen sich 
selbst von der klassischen Projekt-
förderung lösen und fordern mehr 
wirtschaftliche Kooperationen, In-
vestitionen und Handelsmöglichkei-
ten. Sofern eine solche wirtschaft-
liche Zusammenarbeit nicht primär 
deutschen Exportinteressen dient 
(wie es das BMZ einst für develoPPP 
anvisierte)32, kann der Fokus des ent-
wicklungspolitischen Engagements 
auf Wirtschaftskooperationen ein 
Hebel für Entwicklung sein – gera-
de auch für ländliche Räume – und 
messbar zur Armutsbekämpfung, 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen, 
zu lokaler Wertschöpfung und zur 

Stärkung der Ernährungssicherheit 
im Einklang mit der Agenda 2030 
beitragen. Allerdings sind die Bezie-
hungen zwischen dem sogenannten 
globalen Norden und dem globalen 
Süden weiterhin von Machtasym-
metrien geprägt. Auch können aus-
ländische Direktinvestitionen Ab-
hängigkeiten verstärken, politischen 
Einfluss ausüben und lokale Unter-
nehmen verdrängen. Um solchen 
Verdrängungseffekten entgegenzu-
wirken, sollte die Entwicklungszu-
sammenarbeit gezielt Kooperatio-
nen mit lokalen Unternehmen för-
dern und lokale Wirtschaftsakteure 
stärker als gleichwertige Partner 
in die Konzeption und Umsetzung 
wirtschaftlicher Vorhaben einbezie-
hen. Eine starke lokale Privatwirt-
schaft ist zentral für nachhaltige 
Beschäftigung, Wertschöpfung, In-
novation und langfristige wirtschaft-
liche Eigenständigkeit. 

Probleme wie unsichere Landrechte 
oder eine schwache Einhaltung der 
Gesetzgebung erhöhen die Risiken 
für die lokale Bevölkerung – und 
bremsen die Investitionsbereitschaft 
in- und ausländischer Investoren. 
Um diese Risiken sichtbar zu ma-
chen und vulnerablen Gruppen bei 
Wirtschaftskooperationen im Rah-
men der Entwicklungszusammen-
arbeit eine Stimme am Verhand-
lungstisch zu geben, ist es zwingend 
erforderlich, alle relevanten Akteure 
beziehungsweise ihre Interessen-
vertretungen – einschließlich der 
Zivilgesellschaft sowie des lokalen 
Privatsektors – in Länder- und Re-
gierungsverhandlungen einzubezie-
hen.33 Diese Multi-Akteurs-Konsul-
tationen tragen wesentlich dazu bei, 
wirtschaftliche Risiken frühzeitig 
zu erkennen, lokale Akzeptanz zu 
stärken und die Nachhaltigkeit von 
Investitionen zu sichern. Auch muss 
sichergestellt sein, dass die Wirt-
schaftsprojekte mit nationalen und 
regionalen Entwicklungsagenden 
vereinbar sind. Nur so kann die viel 

zitierte Partnerschaft auf Augenhöhe 
erreicht und gewährleistet werden, 
dass Risiken wie Abhängigkeiten 
oder Verdrängungseffekte frühzeitig 
erkannt und adressiert werden.

Fest steht: Auch der neue wirtschaft-
liche Schwerpunkt des BMZ kann 
keine Wunder vollbringen. Umfang 
und Reichweite entwicklungspoli-
tisch finanzierter Wirtschaftskoope-
rationen bleiben begrenzt, und für 
deutsche Unternehmen bestehen 
weiterhin erhebliche Investitions-
hürden in Afrika und in den LDCs. 
Auch muss realistisch eingeschätzt 
werden, in welchem Umfang priva-
tes Kapital für den Einsatz in fragilen 
oder konfliktbetroffenen Staaten ge-
neriert werden kann. Fest steht aber 
auch: Die Zusammenarbeit mit der 
Privatwirtschaft kann zusätzliches 
Kapital mobilisieren und so sowohl 
förderliche Rahmenbedingungen 
schaffen als auch unmittelbar nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung 
und Produktionsweisen finanzie-
ren. Damit ist sie eines von vielen 
Instrumenten in einem Werkzeug-
kasten, der zum Erreichen der UN-
Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals, 
SDGs) beiträgt. Für nachhaltige und 
wirksame Kooperation braucht es 
allerdings klare Kriterien, Teilhabe 
und Transparenz. Darüber hinaus 
sollte sich das BMZ auf multilatera-
ler Ebene dafür einsetzen, die inter-
nationalen Rahmenbedingungen 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Handel zu verbessern; und sie 
sollte sich wirksam in die Verhand-
lungen für ein UN-Abkommen zu 
Wirtschaft und Menschenrechten 
einbringen.

Um lokale Wertschöpfung und 
Privatsektorentwicklung in LDCs 
wirksamer zu fördern, bietet es sich 
an, die analytische Stärke der UN-
Handels- und Entwicklungsorga-
nisation (UNCTAD) konsequenter 
zu nutzen, insbesondere durch eine 
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stärkere operative Zusammenarbeit 
mit dem UN-Entwicklungspro-
gramm (UNDP) und der UN-Orga-
nisation für industrielle Entwicklung 
(UNIDO). Das BMZ sollte sich dafür 
einsetzen, dass UNCTAD-Empfeh-
lungen systematisch in handels- und 
investitionspolitische Prozesse ein-
fließen und diese gezielt durch bi-
laterale EZ-Mittel unterstützen, um 
den Wirtschaftsfokus des Reform-
plans sinnvoll zu gestalten.

Dabei darf nicht außer Acht gelas-
sen werden, dass mit Unterstützung 
der Entwicklungszusammenarbeit 
gerade in den LDCs weiterhin zen-
trale soziale Basisleistungen wie 

Ernährungssicherung, Zugang zu 
Wasser und Sanitärversorgung, 
Grundbildung, Basisgesundheits-
versorgung und soziale Sicherung 
gewährleistet werden müssen. 
Auch wenn die Verantwortung hier-
für grundsätzlich bei den Staaten 
selbst liegt – die ihrer Bevölkerung 
gegenüber rechenschaftspflichtig 
sind –, bleibt externe Unterstüt-
zung vielfach unverzichtbar. Dabei 
sollte die Finanzierung so ausge-
staltet sein, dass sie staatliche Ka-
pazitäten stärkt und unterstützt, 
um so die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass diese Leistungen 
langfristig eigenständig getragen 
werden können. 

Perspektiven für  
junge Menschen schaffen

In den kommenden zwei Jahrzehn-
ten werden 1,2  Milliarden junge 
Menschen in Ländern mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen 
in den Arbeitsmarkt streben. Nach 
Schätzungen der Weltbank werden 
in diesem Zeitraum jedoch nur 420 
Millionen neue Arbeitsplätze ent-
stehen – ein „Überschuss“34 von 
780 Millionen Jugendlichen.35 Der 
Anteil der 15- bis 24-Jährigen in Län-
dern mit niedrigem Einkommen, die 
weder (offiziell) arbeiten noch zur 
Schule gehen, studieren oder eine 
Berufsausbildung absolvieren – die 

ZUSAMMENWIRKEN VON ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT, PRIVATWIRTSCHAFT UND SDGs 
Quelle: eigene Darstellung.
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AFRIKAS JUGEND IM AUFBRUCH
Quelle: Afrobarometer (2025): From Aspiration to Action. Barriers to Youth Empowerment in Africa (2025);  

Mastercard Foundation: Africa Youth Employment Outlook 2026. 
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Afrikas Jugend:  
auf der Suche nach Teilhabe und  

wirtschaftlicher Inklusion
 
Afrika hat mit 532 Millionen Menschen zwischen 15 und 
35 die jüngste Bevölkerung der Welt – und sie wird bis in 
die 2070er-Jahre hinein weiter ansteigen.38 Jedes Jahr drän-
gen zehn Millionen junge Menschen in den afrikanischen 
Arbeitsmarkt, doch Schätzungen zufolge entstehen nur 
etwa drei Millionen reguläre Arbeitsplätze.39,40 57 Prozent 
der jungen Afrikaner*innen waren im Jahr 2025 arbeitslos 
und knapp 23 Prozent zählten zur Gruppe der NEET. Un-
zureichende Ausbildungsmöglichkeiten, unrealistische An-
forderungen an die Berufserfahrung und ein Missverhältnis 
zwischen vorhandenen Qualifikationen und Anforderungen 
der Arbeitgeber werden als Gründe genannt. Dementspre-
chend stehen der Zugang zu qualifizierter Berufsbildung 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen bei jungen Menschen 
ganz oben auf der Liste der Bereiche, in die ihre Regierung 
investieren sollte – neben dem Zugang zu Grundbildung, Ge-
sundheit und anderen sozialen Basisleistungen. Auch stellen 
zwei Drittel der 18- bis 35-jährigen Afrikaner*innen ihren 
politischen Entscheidungsträger*innen ein schlechtes Zeug-
nis aus, wenn es darum geht, „Youth Leadership“ zu fördern. 
Konkrete Wege zu wirtschaftlicher Inklusion und echter 
Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen sind daher 
von oberster Priorität. Gelingt es nicht, diese Ziele zu ver-
wirklichen, besteht die Gefahr, dass das Vertrauen in zivile 
Regierungen und demokratische Institutionen weiter unter-
graben wird.41

sogenannten NEET (Not in Edu-
cation, Employment or Training), –  
wird bis 2027 voraussichtlich auf 
knapp 28 Prozent steigen.36 Dies ist 
eine zentrale Herausforderung für 
die Entwicklungspolitik. 

Für das BMZ ist die Schaffung fai-
rer, sicherer und formaler Ausbil-
dungs- und Beschäftigungsmöglich-
keiten für junge Menschen schon 
jetzt ein Schwerpunktthema, und 
sie sollte zu einem zentralen Um-
setzungsziel der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit werden. Auch 
die meisten Partnerländer haben 
spezielle Beschäftigungsstrategien 
für junge Menschen aufgelegt. 
Konkrete Empfehlungen für die 
zukünftige Ausrichtung auf dem 
Fokuskontinent Afrika wurden zu-
letzt Mitte März 2026 auf der BMZ-
Konferenz „United for Youth –  
Social Partners for Jobs in Africa“ 
erarbeitet. 

Generell sollten junge Menschen 
schon frühzeitig in bilaterale und 
multilaterale Wirtschaftskoopera-
tionen – die ihre Zukunft schließ-
lich maßgeblich beeinflussen – 
eingebunden werden. Dies könn-
te beispielsweise im Vorfeld von 
Regierungsverhandlungen über 
Ausbildungs-, Beschäftigungs- und 
Investitionsvereinbarungen erfol-
gen, etwa parallel zu den bereits im 
Wirtschafts-Aktionsplan vorgesehe-
nen Konsultationen mit dem priva-
ten Sektor. Unterstützung könnten 
dabei unter anderem Gewerkschaf-
ten leisten. Insbesondere sollte Be-
rufsbildung und Beschäftigungsför-
derung für junge Menschen nicht 
isoliert betrachtet, sondern mit 
anderen Prioritäten der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit gekoppelt 
werden, etwa der Unterstützung 
der deutschen Privatwirtschaft und 
Investitionen in kapitalintensive 
Sektoren wie Energie, Infrastruktur 
und Rohstoffgewinnung.37

Die Bedingungen, unter denen jun-
ge Menschen in den Arbeitsmarkt 
eintreten, formen langfristig die 
Steuerbasis und Entwicklungspfade 
eines Landes. In Subsahara-Afrika 
sind 72 Prozent der 25- bis 29-Jäh-
rigen in unsicheren, informellen 
Beschäftigungsverhältnissen tätig, 
da die Zahl der formellen Arbeits-
plätze mit dem demografischen 
Wachstum nicht Schritt hält. Jün-
gere Arbeitnehmer*innen sind auch 
stärker in „ungelernten“ manuellen 
Tätigkeiten in der Land- und Forst-

wirtschaft sowie in Fischerei, Klein-
handel und Handwerk vertreten. 
Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, 
dass sie ihr ganzes Leben lang in 
diesen Arbeitsverhältnissen bleiben.  
Dies vermindert staatliche Einnah-
men und drückt die Kaufkraft, die 
für privatwirtschaftliches Wachstum 
notwendig wäre. Vom BMZ unter-
stützte Förderprogramme und Inves-
titionsvorhaben sollten daher künf-
tig überprüfbare Mindestquoten für 
lokale Auszubildende und Neuein-
stellungen von 18- bis 30-Jährigen 
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Für junge Menschen ist der Eintritt 
in den Arbeitsmarkt vor allem in 
Zeiten von Kriegen und Konflikten 
schwierig – die Erwartungen ihrer 
Familien an ihre Produktivität sind 
hoch, zugleich entstehen kriegs-
bedingte Bildungslücken, und das 
Risiko, in ausbeuterische Arbeitsver-
hältnisse zu geraten, steigt. Insbe-
sondere in fragilen und humanitären 
Kontexten sollte die EZ das Ziel ver-
folgen, junge Menschen vor Risiken 
wie wirtschaftlicher Ausbeutung zu 
schützen, ihre Lebensgrundlagen 
und beruflichen Perspektiven zu för-
dern und ihre Resilienz zu stärken. 
Dies kann auch negativen Bewälti-
gungsstrategien vorbeugen.

Deutschland verfügt über zahlreiche 
bewährte Instrumente, die gezielt 
in die neue Ausrichtung der Ent-
wicklungszusammenarbeit integriert 
werden könnten, etwa das duale Aus-
bildungssystem, mit dem auch der 
Reformplan wirbt. Erhebungen mit 
jungen Menschen in Afrika zeigen 
zudem, dass ein starker Wunsch nach 
Fachkräfteaustausch besteht. Die 
vom BMZ geförderte Fachkräftealli-
anz begrüßen wir. Dabei sollten die 
Vermittlung und der Austausch von 
Fachkräften als ergänzendes Instru-
ment ermöglicht werden, allerdings 
unter strengen Auflagen: Schutz vor 
Ausbeutung, zeitliche Begrenzung, 
Aufbau von Rückkehr-/Transferme-
chanismen und somit die Verhin-
derung von Braindrain. Ein solch 
verantwortungsbewusstes Vorgehen 
könnte die öffentliche Wahrnehmung 
des BMZ positiv stärken. Auch bei 
der Formalisierung von Arbeitsver-
hältnissen, der Standardsetzung und 
der Unterstützung von Verwaltungen 

hat das BMZ viel Expertise, die für 
den Ausbau der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit Jugendlichen ge-
zielt genutzt werden kann. Dies kann 
zu einem Investitionsanreiz für deut-
sche Unternehmen werden, für die 
unter anderem der Fachkräftemangel 
eine Hürde darstellt.

Um sicherzustellen, dass wirtschaft-
liche Partnerschaften im Zuge der 
Reform junge Menschen tatsächlich 
erreichen, braucht es explizite und 
verbindliche Leistungskriterien, die 
schon in der Projektkonzeption be-
rücksichtigt werden. Dazu sollten 
Basisindikatoren für die wirtschaft-
liche Teilhabe und die Bedürfnis-

Multiakteurs-Dialoge zur  
Stärkung von Umweltrechten in  

der Rohstoffindustrie
 
Dialogorientierte Ansätze können gerade in politisch sensib-
len Kontexten wie dem Rohstoffsektor dazu beitragen, ge-
meinschaftlich getragene Veränderungsprozesse zu fördern. 
Dies zeigt ein vom BMZ gefördertes Projekt von Terre des 
Hommes in Mosambik, das gezielt auf eine von Kindern und 
Jugendlichen geführte Interessenvertretung für das Recht auf 
eine gesunde Umwelt setzt. Im Zentrum stehen transformati-
ve Multiakteurs-Dialoge, die unterschiedliche Gruppen – dar-
unter lokale Gemeinschaften, Zivilgesellschaft und Unterneh-
men – systematisch zusammenbringen. Ergänzend werden 
schulbasierte Öko-Clubs sowie Jugendnetzwerke aufgebaut 
und gestärkt.

Diese Ansätze ermöglichen es Kindern und Jugendlichen, ak-
tiv an Umweltverträglichkeitsprüfungen mitzuwirken, sich 
in zivilgesellschaftliche Dialogprozesse mit Bergbauunter-
nehmen einzubringen und eigenständig Umweltmonitoring 
durchzuführen. Auf diese Weise tragen sie dazu bei, Verstöße 
gegen Umweltrechte sichtbar zu machen und Rechenschaft 
einzufordern. Gleichzeitig werden die Kompetenzen der jun-
gen Menschen gestärkt und ihre Rolle als legitime Akteure in 
politischen Aushandlungsprozessen gefestigt. 

sicherung von Jugendlichen sowie 
die gesunde Entwicklung von Kin-
dern in die neue Evidenzarchitektur 
aufgenommen werden. Neben den 
Chancen gilt es auch, die kinder- und 
jugendrechtlichen Risiken im Kon-
text wirtschaftlicher Zusammen-
arbeit anzugehen, sie transparenter 
zu machen und sicherzustellen, dass 
Standards eingehalten werden – wie 
sie etwa im Rahmen von Verträglich-
keitsprüfungen oder Lieferkettenge-
setzen festgeschrieben sind. 

Werden Kinder und Jugendliche 
nicht als wirtschaftliche Akteure 
betrachtet, bleiben zentrale Hebel 
für nachhaltiges Wachstum und 

enthalten. Denkbar sind hier auch 
Auflagen für die öffentliche Beschaf-
fung und Bedingungen für öffentlich 
bezuschusste öffentlich-private Part-
nerschaften (public private partner
ships, PPP), beispielsweise Quoten 
für Jugendbeschäftigung.
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Stabilität ungenutzt. Kinder- und 
jugendzentrierte Maßnahmen sind 
daher kein Luxus, sondern strate-
gische Investitionen in wirtschaft-
liche und politische Stabilität. Da-
bei darf nicht vergessen werden, 
dass Gesundheit und frühes Lernen 
wichtige Grundlagen für zukünftige 
Produktivität sind. Schäden durch 
frühe Mangelversorgung sind so-
wohl biologisch als auch wirtschaft-
lich irreversibel. Wachstumsver-
zögerung, eine Folge chronischer 
Mangelernährung, betrifft weltweit 

150 Millionen Kinder unter fünf 
Jahren. Sie führt zu dauerhaften 
kognitiven Defiziten und über die 
gesamte Lebensspanne zu geschätz-
ten Einkommensverlusten von über 
zehn Prozent. Auf Makroebene 
belastet Unterernährung die Welt-
wirtschaft jährlich durch Produk-
tivitätsverluste in Höhe von rund  
1 Billion US-Dollar.42 Hinzu kommt, 
dass Investitionen in fortgeschritte-
ne Industrien nicht mehr in lokale 
Beschäftigung übersetzt werden 
können, wenn den Menschen diese 

grundlegenden Fähigkeiten fehlen. 
Das BMZ sollte seine Länderpro-
gramme und seine Projektfinan-
zierung daher so ausrichten, dass 
Bildung, Gesundheit, Ernährungs-
programme und soziale Sicherung 
als Kernbestandteil wirtschaftli-
cher Entwicklungsstrategien gelten 
und nachhaltig gesichert werden. 
Dies wäre ein wichtiger Beitrag, um 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit den Zielen zur Überwindung 
von Hunger, Armut und Ungleich-
heit zu verzahnen.

HUMANITÄRE HILFE –  
AUS RÜCKSCHRITT WIEDER FORTSCHRITT MACHEN

INTERNATIONALE REFORMPROZESSE

WIE DER HUMANITÄRE RESET

SIND DRINGEND NÖTIG, UM DIE 

HUMANITÄRE HILFE ZUKUNFTSFÄHIG

ZU MACHEN. ES DARF JEDOCH KEINEN

RÜCKSCHRITT HIN ZU KURZFRISTIGER,

REIN LEBENSRETTENDER UND VON

GEOPOLITISCHEN INTERESSEN

GESTEUERTER HILFE GEBEN.

Die internationale humanitä-
re Hilfe durchläuft eine tief-
greifende Krise. Seit Jahren 

steigt der Bedarf kontinuierlich an. 
Über 300 Millionen Menschen sind 
weltweit auf humanitäre Hilfe ange-
wiesen; gleichzeitig werden weniger 
als die Hälfte der internationalen 
Hilfsappelle gedeckt. In der Praxis 
bedeutet dies, dass sich humanitäre 
Hilfe zunehmend auf reine Lebens-
rettung beschränkt, während prä-
ventive Maßnahmen und Maßnah-
men zur Stärkung der Resilienz und 
zur Stabilisierung wegfallen. Genau 
diese Ansätze wären aber entschei-
dend, um Krisen langfristig einzu-
dämmen und den Bedarf an hu-

manitärer Hilfe und die damit ver-
bundenen Kosten zu senken. Neue 
geopolitische Dynamiken – etwa im 
Kontext von Konflikten im Nahen 
und Mittleren Osten – verschärfen 
diese Entwicklung zusätzlich. 

Noch immer bilden Kriege und Kon-
flikte die wichtigsten Treiber für 
humanitäre Krisen. Ihre Zahl und 
Intensität hat sich seit 2010 mehr als 
verdoppelt und liegt heute auf dem 
höchsten Stand seit 1946.43 Große 
und lang anhaltende Krisen wie in 
Gaza, Sudan oder der Ukraine las-
sen die humanitären Bedarfe massiv 
steigen. Unzureichende Finanzie-
rung, mangelnde politische Unter-

stützung und die zunehmende Miss-
achtung humanitären Völkerrechts 
durch Staaten erschweren nicht nur 
die Reaktion auf Krisen, sondern tra-
gen selbst dazu bei, dass humanitäre 
Notlagen länger andauern. Huma-
nitäre Hilfe wird zunehmend politi-
siert und instrumentalisiert – etwa 
in Gaza und den übrigen palästinen-
sischen Gebieten. Die wachsende 
Diskrepanz zwischen steigenden 
Bedarfen und unzureichender poli-
tischer Unterstützung schwächt die 
Handlungsfähigkeit, Verlässlichkeit 
und den universellen Anspruch hu-
manitärer Hilfe immens. So müssen 
viele Menschen Not leiden, denen 
eigentlich geholfen werden könnte.

DAS INTERNATIONALE HUMANITÄRE 

SYSTEM BEFINDET SICH IN 

EINER TIEFGREIFENDEN KRISE:

WÄHREND IMMER MEHR

MENSCHEN AUF HUMANITÄRE HILFE

ANGEWIESEN SIND, GEHT DIE

FINANZIERUNG MASSIV ZURÜCK. 

DIE ZUNEHMENDE POLITISIERUNG

UND INSTRUMENTALISIERUNG VON

HILFE UND DIE MISSACHTUNG DES

HUMANITÄREN VÖLKERRECHTS

UNTERGRABEN DIE HUMANITÄREN

PRINZIPIEN UND ERSCHWEREN DEN

ZUGANG ZU DEN BETROFFENEN.
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dabei sein, „unsere Wirksamkeit in 
den Bereichen der Sicherheitspolitik, 
der Internationalen Ordnung und der 
Wirtschaftsförderung und -sicher-
heit zu erhöhen“;52 das Handeln der 
Behörde solle „konsequent auf die 
außen- und sicherheitspolitischen 
Interessen und Ziele Deutschlands 
und Europas ausgerichtet“ werden. 
Hierfür soll eine eigene Abteilung 
für Sicherheitspolitik und eine für 
EU-Politik und Geoökonomie ein-
gerichtet werden. Die „Abteilung S“ 
(Krisenprävention, Stabilisierung, 
Friedensförderung und Humanitäre 
Hilfe), die die deutsche humanitä-
re Hilfe bislang zentral koordiniert 
und die Mittel vergibt, wird aufgelöst 
und in die zum Teil neu zugeschnit-
tenen Regionalabteilungen (Afrika; 
Amerika; Asien und Pazifik; Europa; 
Naher/Mittlerer Osten) sowie in die 
Abteilung „Globale Ordnung“ inte
griert. In dieser Abteilung soll es eine 
neu geschaffene Unterabteilung „Hu-
manitäre Hilfe und Stabilisierung“ 
geben, in der neben einer Haushalts-
kopfstelle auch strategische und mul-
tilaterale Themen der humanitären 
Hilfe und Stabilisierung angesiedelt 
werden. Bis zum Ende der laufenden 
Legislaturperiode 2029 sollen zudem 
von den insgesamt rund 6.300 Stellen 
(im In- und Ausland) acht Prozent 
abgebaut werden; betroffen sind fast 
ausschließlich die Stellen in der Zen-
trale in Berlin (zurzeit etwa 3.100).

Es steht außer Frage, dass die Um-
strukturierung Potenzial birgt: Die 
neue Abteilung „Globale Ordnung“ 
könnte eine bessere Verzahnung 
von humanitärer Hilfe und multi-
lateraler Politik ermöglichen und so 
strategische Themen der deutschen 
humanitären Hilfe (wie Lokalisie-
rung, Geschlechtergerechtigkeit, 
Partizipation, vorausschauende hu-
manitäre Hilfe) prominenter in die 
deutsche multilaterale Politik ein-
fließen lassen. Die Verlagerung von 
humanitären Zuständigkeiten in die 
Regionalabteilungen bietet zudem 

Immer mehr Menschen von  
Konflikten betroffen

 
Einer von sieben Menschen auf der Welt lebt in einem Kon-
fliktgebiet.44 Bei Kindern ist dieser Anteil noch höher: Mit ins-
gesamt 520 Millionen Kindern lebte 2024 nach Angaben des 
Peace Research Institute Oslo weltweit jedes fünfte Kind in 
einem Konfliktgebiet (definiert als Gebiete im Umkreis von 50 
Kilometer um Orte, an denen gewalttätige Konflikte stattfan-
den). Dies ist sowohl relativ als auch in absoluten Zahlen ein 
Allzeithoch.45 Auch schwere Verstöße gegen Kinderrechte in 
bewaffneten Konflikten haben 2024 zum dritten Mal in Folge 
ein verheerendes Ausmaß erreicht, mit einem erschreckenden 
Anstieg um 25 Prozent im Vergleich zu 2023. Die Vereinten 
Nationen haben für das Jahr 2024 41.370 schwere Verstöße ge-
gen Kinderrechte ermittelt, unter anderem die Verweigerung 
des Zugangs zu humanitärer Hilfe.46

Laut dem jüngsten SOFI-Bericht 
(„State of Food Security and Nutri-
tion in the World 2025“) waren 2024 
rund 673 Millionen Menschen und 
damit 8,3 Prozent der Weltbevölke-
rung unterernährt.47 Die Zahl der 
von akutem Hunger bedrohten Men-
schen lag laut dem aktuellen Global 
Report on Food Crises bei 266 Milli-
onen.48 Diese im Vergleich zum Vor-
jahr deutlich niedrigere Zahl erklärt 
sich allerdings nicht etwa durch 
einen Rückgang des Hungers, son-
dern schlicht mit geringerer Daten-
verfügbarkeit. Nach wie vor zählen 
Konflikte zu den Haupttreibern des 
Hungers. Dementsprechend geht 
das Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen (WFP) davon 
aus, dass die Zahl der Menschen, 
die aufgrund der Auswirkungen des 
Irankrieges von akutem Hunger be-
droht sind, in diesem Jahr um wei-
tere 45 Millionen steigen könnte. 
Gleichzeitig hat die Finanzierung 
der humanitären Hilfe einen his-
torischen Tiefstand erreicht.49 Be-
reits 2024 betrug die globale Finan-
zierung für humanitäre Hilfe nur 
knapp 22 Milliarden US-Dollar;50 

2025 ist sie um 35,8 Prozent auf nur 
noch 15,5 Milliarden US-Dollar ge-
schrumpft (und damit bezeichnen-
derweise stärker als die öffentliche 
Entwicklungsfinanzierung insge-
samt; siehe Seite 34). Dem stand ein 
weltweiter Finanzierungsbedarf von 
47,4 Milliarden US-Dollar gegen-
über. Damit wurde nur noch ein 
Drittel des Bedarfs gedeckt.51 

Veränderungen in der  
deutschen humanitären Hilfe –  

mehr Risiko als Chance

Auch Deutschland hat seine Leis-
tungen für die humanitäre Hilfe im 
vergangenen Jahr stark gekürzt – um 
53 Prozent auf 1,05 Milliarden Euro. 
Das ist der niedrigste Stand seit 2016 
(siehe Grafik auf Seite 29). 

Zudem findet derzeit in der deut-
schen Außenpolitik ein institutionel-
ler Umbau statt, dessen Auswirkun-
gen  noch nicht abzusehen sind: Im 
November 2025 hat Bundesaußen-
minister Johann Wadephul angekün-
digt, das Auswärtige Amt umzustruk-
turieren. Oberste Leitlinie müsse 
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die Möglichkeit, die Einhaltung der 
humanitären Prinzipien, den Zugang 
zu Betroffenen und den Einsatz für 
das humanitäre Völkerrecht konti-
nuierlich und auf mehreren Ebenen 
in Verhandlungen mit Partnern der 
deutschen Außenpolitik zu stärken. 

Allerdings droht durch die Neuaus-
richtung, den Stellenabbau und die 
Verschiebung der Schwerpunktset-
zung der Verlust von Expertise und 
Kohärenz in der humanitären Hilfe; 
vor allem aber läuft sie Gefahr, ins-
gesamt an Bedeutung zu verlieren, 
da sie sich stärker als zuvor anderen 
Zielen (Sicherheit, außenpolitische 
Interessen, Wirtschaftsförderung) 
unterordnen muss. 

Dabei sollte nicht vergessen wer-
den, dass humanitäre Hilfe Krisen 
lindert und damit stabilisierend 
und friedensfördernd wirkt, indem 
sie  Voraussetzungen dafür schafft, 
dass betroffene Menschen Krisen 
überstehen und Wiederaufbau und 
Entwicklung perspektivisch möglich 
werden. Stabilere Regionen sind 

weniger konfliktanfällig, weisen ge-
ringere Fluchtdynamiken auf (wobei 
die Mehrheit der Flüchtenden Zu-
flucht im eigenen Land oder in Nach-
barländern sucht; siehe dazu auch 
Kompass 2025, Seite 2453) und bieten 
zudem bessere Voraussetzungen für 
wirtschaftliche Kooperation. Damit 
sind Investitionen in humanitäre 
Hilfe immer auch Investitionen in 
globale Stabilität und damit in deut-
schem Interesse.54 Humanitäre Hilfe 
kann damit eine wichtige Grundlage 
für Deutschlands sogenannte Soft 
Power sein, denn sie stärkt Deutsch-
lands Einfluss in multilateralen Pro-
zessen und trägt zur internationalen 
Reputation bei. Zieht sich Deutsch-
land hier zurück, werden diese Räu-
me von anderen Akteuren besetzt, 
die ihre eigenen politischen Interes-
sen verfolgen. Hinzu kommt die Fra-
ge der politischen Glaubwürdigkeit. 
Die Bundesregierung hat in ihrem 
Koalitionsvertrag eine „auskömm-
liche“ Finanzierung der humanitä-
ren Hilfe zugesagt. Kürzungen oder 
stagnierende Mittel stehen im Wi-
derspruch zu diesem Anspruch und 

stellen Deutschlands Verlässlichkeit 
als internationaler Partner in Frage. 
Gerade in Zeiten wachsender Krisen 
ist diese Verlässlichkeit jedoch ein 
zentraler Bestandteil außenpoliti-
scher Handlungsfähigkeit. 

Dies gilt auch mit Blick auf vergesse-
ne und ferne Krisen – etwa im Süd-
sudan oder in Myanmar –, die bis-
her von der deutschen humanitären 
Hilfe mitberücksichtigt wurden. Die 
Sorge wächst, dass die Vergabe von 
Hilfe stärker an deutsche Interessen 
geknüpft werden könnte und die 
Länder mit den schwächsten Öko-
nomien sowie Regionen, in denen 
Deutschland keine Sicherheitsinter-
essen hat, dabei nicht mehr die not-
wendige Beachtung finden. Diese 
Entwicklung wäre kurzsichtig, weil 
damit in diesen Ländern das Desta-
bilisierungspotenzial steigt und die 
Widerstandskraft gegenüber Not-
situationen und Schocks sinkt. Bis-
herige Errungenschaften, etwa eine 
erhöhte Resilienz von Gemeinschaf-
ten, die durch Krisen bedroht sind, 
werden gefährdet, was zu einem 

HUMANITÄRE HILFE IM BUNDESHAUSHALT 2017–2026
In Milliarden Euro (zu laufenden Preisen); bis 2024 Ist-Werte, ab 2025 Soll-Werte. Quelle: Bundesministerium der Finanzen.
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Teufelskreis aus sich immer weiter 
verstärkenden Krisen führt.55

Humanitäre Hilfe ist Ausdruck poli-
tischer Verantwortung. Eine verläss-
liche und substanzielle Finanzierung 
ist nicht nur moralisch geboten, 
sondern vor allem auch strategisch 
klug. Wer heute bei humanitärer 
Hilfe kürzt, zahlt morgen doppelt – 
finanziell und sicherheitspolitisch. 
Gerade in Zeiten massiv steigender 
Bedarfe und sich zurückziehender 
Geber sollte Deutschland aber eine 
Vorreiterrolle einnehmen; es muss 
seine Mittel für humanitäre Hil-
fe unbedingt wieder anheben, um 
Millionen von Bedürftigen die Hilfe 
zukommen zu lassen, die sie zum 
Überleben benötigen. Ganz so, wie 
es der Begriff „auskömmlich“ im Ko-
alitionsvertrag verspricht. Deutsch-
lands Beitrag zur internationalen 
humanitären Hilfe lag zwischen 
2014 und 2024 durchschnittlich bei 
etwa zehn Prozent des globalen Be-
darfs. Ein vergleichbarer Wert für 

das Jahr 2026 wäre laut Berechnun-
gen des Verbands VENRO eine Sum-
me von 2,8 Milliarden Euro. Das ist 
weitaus mehr als die für dieses Jahr 
eingestellten 1,05 Milliarden Euro 
und ein winziger Bestandteil des 
bundesdeutschen Gesamthaushalts 
von 524,54 Milliarden Euro. Die 
Mittel entsprechend anzuheben, 
wäre ein wichtiges außenpolitisches 
Signal gegenüber anderen Geber-
staaten. Und ein wichtiger Beitrag, 
um das unter Druck stehende huma-
nitäre System zu stabilisieren.

Reformen im internationalen  
humanitären System – nötig, aber auf  

dem falschen Weg

Nicht erst seit dem Rückzug sei-
nes größten Gebers USA ist klar, 
dass das internationale humanitäre 
System dringend einer Reform be-
darf. Die humanitäre Hilfe muss 
effizienter, effektiver, flexibler und 
unbürokratischer werden, wie UN-
Nothilfe-Koordinator Tom Fletcher 

bereits Ende 2024 gefordert hat. 
Der Finanzierungseinbruch zu Be-
ginn des letzten Jahres hat dann zu 
dem im März 2025 angestoßenen 
Reformprozess namens „Humanita-
rian Reset“ geführt. Er soll für mehr 
Wirksamkeit im System sorgen – 
unter anderem durch eine Stärkung 
lokaler und nationaler Strukturen, 
die direktere Finanzierung lokaler 
Akteure über Länderfonds (z. B. die 
country-based pooled funds, CBPFs) 
und eine „Hyper-Priorisierung“ der 
Bedarfe.

Während die Pläne für die Hyper-
Priorisierung von vielen humani-
tären Organisationen von Anfang 
an eher kritisch gesehen wurden – 
rechnet sie die tatsächlichen Bedarfe 
doch künstlich herunter (siehe Box 
auf Seite 31) –, wurden die Pläne zur 
Strukturreform zunächst größten-
teils begrüßt, da sie einen Bürokratie-
Abbau, effizientere Koordinations-
strukturen mit größerer Nähe zu Be-
troffenen und lokalen humanitären  

DEUTSCHER FINANZIERUNGSBEITRAG FÜR HUMANITÄRE KRISEN IM JAHR 2025 
 In Millionen US-Dollar, in laufenden Preisen; Quelle: UN OCHA Financial Tracking Service, Stand Mai 2026.
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Helfer*innen und einen großen 
Sprung bei der Umsetzung der „Lo-
kalisierungsagenda“ versprachen. 
Mittlerweile ist aus der Begeiste-
rung eher Beunruhigung geworden. 
Vom ursprünglichen Plan Fletchers, 
die Hälfte der internationalen hu-
manitären Mittel über CBPFs ab-
zuwickeln und davon wiederum 
70 Prozent direkt an lokale Akteure 

Akteur „best placed“ ist, aber dieses 
Kriterium ist äußerst subjektiv. Es ist 
außerdem wichtig hervorzuheben, 
dass neben den vom UN-Nothilfebü-
ro OCHA verwalteten CBPFs auch 
andere Formen länderbasierter, re-
gionaler und globaler Fonds existie-
ren, die von NGOs aufgesetzt und 
verwaltet werden, etwa die des aus 
42 Hilfsorganisationen bestehenden 
„Start Network“.56 Diese länderba-
sierten, teils bereits deutlich stärker 
lokalisierten Finanzierungsmodelle 
spielen im Rahmen der aktuellen 
Umstrukturierung des Systems bis-
lang jedoch keine wesentliche Rolle. 

zu vergeben, ist man weit entfernt; 
stattdessen wetteifern nun UN-Insti-
tutionen mit genau diesen Akteuren 
um Gelder. Zudem werden die meis-
ten Vergabe-Entscheidungen nicht 
von den Repräsentant*innen vor Ort 
mitgetragen, weil diese in den meis-
ten Länderfonds noch völlig unter-
repräsentiert sind. Die Vergabe soll 
sich zwar danach richten, welcher 

Die dramatischen Folgen der  
Hyper-Priorisierung 

Durch die Hyper-Priorisierung soll erreicht werden, dass die 
knappen Ressourcen der humanitären Hilfe zuerst dort einge-
setzt werden, wo die höchste Dringlichkeit besteht. So startete 
das OCHA im Juni 2025 einen Spendenaufruf in Höhe von 29 
Milliarden US-Dollar, um den dringenden weltweiten Bedarf an 
humanitärer Hilfe zu decken. 114 Millionen Menschen sollten 
darüber versorgt werden.57 Tatsächlich hätten in dem Jahr aber 
mehr als 300 Millionen Menschen humanitäre Hilfe benötigt. 
Für 2026 haben die Vereinten Nationen einen Aufruf in Höhe 
von 33 Milliarden US-Dollar gestartet, mit denen 135 Millionen 
Menschen in Not erreicht werden sollen. Auch diese Zahl ent-
spricht bei weitem nicht der Zahl der Bedürftigen. Wenn aber 
aufgrund der Mittelknappheit nur noch akuteste Not in geo-
politisch relevanten Regionen gelindert werden kann, begeben 
wir uns in einen Teufelskreis. Dies lässt sich anhand der IPC-
Skala58 anschaulich zeigen. Die fünfstufige IPC-Skala (Integra-
ted Food Security Phase Classification) wird genutzt, um die akute 
Ernährungsunsicherheit und das Ausmaß von Unterernährung 
und Hunger einzustufen, vergleichbar zu machen und daraus 
notwendige Hilfsmaßnahmen abzuleiten. Werden beispiels-
weise aufgrund der Hyper-Priorisierung Menschen von der Ver-
sorgung ausgeklammert, die in Stufe 3 klassifiziert sind, führt 
dies unausweichlich zu negativen Bewältigungsstrategien. Die 
betroffenen Menschen verkaufen beispielsweise produktives 
Vermögen wie Vieh, nehmen ihre Kinder aus der Schule oder 
entscheiden sich für deren Frühverheiratung. Durch die Folgen 
gelangen die Menschen schneller in die Stufen IPC 4 und 5. Da-
mit ist es jedoch schwieriger, ihnen zu helfen und ihre Situation 
zu stabilisieren. Deswegen ist es zum einen essenziell, huma-
nitäre Hilfe angemessen zu finanzieren; zum anderen muss sie 
mit langfristigen Maßnahmen der EZ verknüpft werden, um die 
Resilienz der Menschen und der Gemeinschaften zu stärken. 

Ein weiteres Problem stellen Ge-
ber-Vorgaben dar, die gegen die 
humanitären Prinzipien verstoßen. 
So konnte Nothilfe-Koordinator 
Fletcher die USA zwar dazu bewe-
gen, zwei Milliarden US-Dollar für 
CBPFs bereitzustellen, allerdings zu 
einem hohen Preis: Die USA bestim-
men darüber, in welche Länder die 
Gelder fließen, und die Implemen-
tierungsvorgaben sind (durch die 
US-Haushaltsanforderungen) mit 
sechs Monaten extrem kurz. Dies 
steht einer Umsetzung durch loka-
le Akteure diametral entgegen. Die 
Anwendung der Global Gag Rule auf 
diese Gelder konnte zwar abgewen-
det werden (das auch als Mexico City 
Policy bekannte Gesetz verbietet die 
finanzielle Unterstützung für alle 
Organisationen, die sich für siche-
re Schwangerschaftsabbrüche ein-
setzen oder dazu beraten; sie wurde 
kürzlich von Donald Trump auf alle 
Aktivitäten ausgedehnt, die im Zu-
sammenhang mit Diversität, Gleich-
berechtigung und Inklusion stehen, 
und gilt für nahezu die gesamte zivi-
le Auslandshilfe der USA und deren 
Empfänger); fraglich ist aber, welche 
Rolle die Mitarbeiter*innen des US-
Außenministeriums in den CBPF-
Gremien spielen sollen. Die Verhand-
lungen zwischen UN OCHA und den 
USA hinter verschlossenen Türen 
und die unvermittelte Bekanntgabe  
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der Abmachung laufen den Verspre-
chen des Humanitarian Reset, de-
zentralisierter, partizipativer und 
rechenschaftspflichtiger zu werden, 
entgegen und tragen zu einer weite-
ren Diskreditierung des Systems bei. 

Ein weiterer Teil des Humanitarian 
Reset, der – wie uns die Kolleg*in-
nen aus einigen unserer Programm-
länder berichten – für viel Kopfzer-
brechen sorgt, ist die Verkleinerung 
beziehungsweise zum Teil Auflösung 
des bisherigen, vom Ständigen inter-
institutionellen Ausschuss  (Inter-
Agency Standing Committee,  IASC) 
gesteuerten Cluster-Systems zur Ko-
ordinierung von Hilfsmaßnahmen. 
Als Teil der Reformen wurden the-
matische Cluster zusammengelegt 
und aus einigen Ländern komplett 
abgezogen; zudem wurde ein neuer 
Fokus auf die sektorübergreifende 
Koordination der Hilfe auf lokaler 
Ebene (area-based coordination) ge-
legt, um die Hilfe schneller, flexibler 
und unter stärkerer Einbeziehung 
lokaler Akteure zu organisieren. 
Dieser prinzipiell begrüßenswerte 
Ansatz birgt allerdings die Gefahr, 
dass technisches Fachwissen verlo-
ren geht oder Doppelstrukturen ent-
stehen (so beispielsweise berichtet 
von unseren Partnern aus Somalia). 
Eine Zusammenlegung von Clustern 
kann zudem bedeuten, dass wichti-
ge Fortschritte – etwa eine stärkere 
Präsenz von Frauen und Minder-
heiten in Führungsrollen – zunichte 
gemacht werden. Momentan wird 
die lokalere Koordinierung vor al-
lem dadurch erschwert, dass nicht 
genug lokale Kapazitäten zur Ver-
fügung stehen, um den Staffelstab 
zu übernehmen; zudem verfügen 
diese Akteure häufig nicht über die 
nötigen Finanzmittel, um die Arbeit 
auszuführen. 

Handlungsprinzipien für die Zukunft der 
humanitären Hilfe

Durch all diese Entwicklungen ist 
die zielführende Umsetzung be-

reits bestehender Reform-Agenden 
in der humanitären Hilfe bedroht. 
Statt Grundsätze und Innovationen 
wie qualitäts- und bedarfsorientier-
te Finanzierung, vorausschauende 
Hilfe, Geschlechtergerechtigkeit, 
Partizipation, Lokalisierung und 
Menschenrechtsorientierung weiter 
voranzutreiben und umzusetzen, be-
obachten wir vermehrt den Ruf nach 
einer Rückkehr zum Fokus auf le-
bensrettende Maßnahmen und eine 
Orientierung an den politischen Pri-
oritäten der Geber, wie etwa im Fall 
der Vergabe der US-Mittel an die 
CBPFs. Da macht auch die derzeitige 
Entwicklung in Deutschland keine 
Ausnahme. Angesichts der sinken-
den Finanzierungs-Bereitschaft der 
Geber und der neuen politischen Re-
alitäten müssen die folgenden Hand-
lungsprinzipien in der humanitären 
Hilfe sowohl international als auch 
in Deutschland (wieder) stärker in 
den Vordergrund treten: 

Lokale Akteure zu  
Entscheidungsträgern machen

Der Löwenanteil der humanitären 
Hilfe wird von gemeindebasierten 
Helfer*innen vor Ort geleistet. Sie 
sind in den betroffenen Gemeinden 
in der Regel sehr gut vernetzt, ken-
nen die lokalen Gegebenheiten und 
leisten häufig sehr viel früher Hilfe 
als externe humanitäre Akteure. Ein 
prominentes Beispiel hierfür sind 
„Emergency Response Rooms“, ein 
Netzwerk von hunderten gemeinde-
basierten Gruppen, die nach Schät-
zungen allein im Jahr 2025 rund 
zwölf Millionen Menschen im Sudan 
mit Hilfe versorgt haben und im ver-
gangenen Jahr mit dem Alternativen 
Nobelpreis ausgezeichnet wurden. 
Ihre lokalen Notfall-Komitees leis-
ten überlebenswichtige humanitäre 
Hilfe an Orten, die von Hilfsorganisa-
tionen nicht erreicht werden können. 
Diese Arbeit wird, wie die von vielen 
andere lokalen Hilfsinitiativen auch, 
vom aktuellen System unter anderem 
aufgrund ihrer Informalität zu wenig 

wahrgenommen und zu wenig bis gar 
nicht unterstützt. Ein zukunftsfähi-
ges humanitäres System muss nicht 
nur die betroffenen Menschen in den 
Mittelpunkt stellen und ihnen Mitge-
staltungsmöglichkeiten einräumen; 
es muss auch so angepasst werden, 
dass es lokale Akteure direkt und fle-
xibel unterstützt und sie vor allem zu 
Entscheidungsträgern macht. Nur so 
werden sie in die Lage versetzt, wirk-
sam humanitäre Hilfe zu leisten.59 
Dabei sollten sich internationale 
NGOs künftig stärker als vernetzen-
de und unterstützende Akteure ver-
stehen, die Finanzierung, Wissen 
und Partnerschaften auf unterschied-
lichen Ebenen zusammenführen, 
anstatt primär selbst als ausführen-
de Organisationen zu agieren – wie 
es auch die Initiative „Future of Aid 
2040“ empfiehlt.60 

Vorausschauend statt  
reaktiv agieren

Zudem sollten die aktuellen Re-
formbestrebungen genutzt werden, 
um das bislang überwiegend reakti-
ve humanitäre System konsequent 
vorausschauender und risikobasiert 
auszurichten. Krisen sind zuneh-
mend vorhersehbar, und die hohe 
Kosteneffizienz frühzeitiger Maß-
nahmen ist gut belegt. Studien zei-
gen, dass vorausschauende Maß-
nahmen Verluste reduzieren und 
Ernährungs- sowie Einkommens-
grundlagen sichern können. So er-
höhen frühzeitige Bargeldhilfen die 
Ernährungssicherheit und senken 
die Verschuldung der Menschen; 
Viehbestände werden durch eine 
Zusatzfütterung und veterinärme-
dizinische Maßnahmen geschützt, 
was wiederum die Lebensgrund-
lagen der Menschen sichert. Vor-
ausschauendes Handeln erhöht die 
Resilienz der Menschen, reduziert 
den Bedarf an kostenintensiver Not-
hilfe und erlaubt eine würdevollere 
Unterstützung. Frühwarnsysteme –  
etwa zu Erdbeben oder Tsunamis –  
ermöglichen es den Menschen bei-
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spielsweise, rechtzeitig selbstbe-
stimmte Entscheidungen zu treffen. 
Programme wie die vom Auswärti-
gen Amt kofinanzierte Welthunger-
hilfe Anticipatory Humanitarian 
Action Facility (WAHAFA) belegen, 
dass vorausschauende humanitäre 
Hilfe, insbesondere in Zusammenar-
beit mit lokalen Akteuren, nachhal-
tige Strukturen stärkt und Wirkung 
über Programmlaufzeiten hinaus 
entfaltet. Für eine Skalierung dieses 
Ansatzes sind jedoch verlässliche 
und planbare Finanzierungsmecha-
nismen entscheidend.

Humanitarian-Development-Peace-
Nexus ausbauen

Die geopolitischen Veränderungen 
mit ihrer gravierenden Zunahme an 
Krisen und Konflikten in Kombinati-
on mit den drastisch sinkenden Mit-
teln sowohl für die EZ (siehe Seiten 
34–36) als auch für die humanitäre 
Hilfe machen es gerade jetzt erfor-
derlich, den Humanitarian-Develop-
ment-Peace-Nexus (HDP-Nexus) zu 
stärken. Dieser Ansatz, der humani-
täre Hilfe, Entwicklungszusammen-
arbeit und Friedensförderung mitei-
nander verknüpft, arbeitet einerseits 
darauf hin, Bedarfe zu reduzieren 
(durch Friedensförderung und Kon-
fliktlösung). Andererseits hat er 
zum Ziel, die Widerstandsfähigkeit 
von Menschen in Krisensituationen 
zu stärken, indem die Trennung zwi-
schen Hilfsmaßnahmen und Ent-
wicklungsmaßnahmen aufgehoben 
wird. Der HDP-Nexus nimmt seit 
dem „World Humanitarian Summit“ 
2016 einen wichtigen Raum in der 
Reformdebatte zum humanitären 
System ein und wird auch in der 
„Strategie des Auswärtigen Amts 
zur humanitären Hilfe im Ausland“ 
als wichtiger Ansatz betont.61 Der 
im BMZ angesiedelte Haushaltstitel 
„Krisenbewältigung und Wiederauf-
bau, Infrastruktur“ (KWI) ist hier 
ein innovatives und zukunftsweisen-
des Instrument deutscher Zusam-
menarbeit. Leider wird er in diesem 

Jahr auf nunmehr 696 Millionen 
Euro gekürzt.62 

Völkerrecht und humanitäre  
Prinzipien stärken

Wie weiter oben erwähnt, besteht 
die Gefahr, dass humanitäre Hilfe 
sich zunehmend (sicherheits-)politi-
schen Interessen unterordnen muss 
und die humanitären Prinzipien 
(Unparteilichkeit, Neutralität, Un-
abhängigkeit, Menschlichkeit) da-
mit in den Hintergrund treten. Kon-
flikte wie der Krieg in Gaza haben 
zudem deutlich gemacht, wie selek-
tiv Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht international behandelt 
werden; auch die Bundesregierung 
hat hier nur begrenzt öffentlichen 
Druck ausgeübt. Gleichzeitig blieb 
der Einsatz humanitärer Diplomatie 
zur Sicherstellung humanitären Zu-
gangs  und zum Schutz der Zivilbe-
völkerung  hinter den Erwartungen 
zurück. Dies schwächt die Glaub-
würdigkeit westlicher Geberstaaten 
und  das Primat der humanitären 
Prinzipien. 

 
Deutschland muss seine Verantwortung 

wahrnehmen

Humanitäre Hilfe genießt nach wie 
vor eine hohe Unterstützung in der 
deutschen Bevölkerung, wie ver-
schiedene Studien belegen.63,64 Die 
Bundesregierung sollte sich mehr 
denn je dafür starkmachen, dass 
die humanitäre Hilfe sich weiter-
hin konsequent an den Bedarfen 
orientiert – also dort bereitgestellt 
wird, wo die Menschen sie am drin-
gendsten benötigen – und nicht pri-
mär von sicherheitspolitischen oder 
wirtschaftlichen Interessen gesteu-
ert wird; und sie muss sich dafür ein-
setzen, dass die humanitären Prinzi-
pien als zentraler Grundpfeiler und 
Legitimierungsgrundlage der hu-
manitären Hilfe auf keinen Fall ge-
schwächt oder unterlaufen werden. 
Als Unterzeichner des (2016 ins 
Leben gerufenen) Reformprozesses 

„Grand Bargain“ und momentaner 
Vorsitzender der OCHA Donor Sup-
port Group ist Deutschland bestens 
platziert, um Reformprozesse in die-
sem Sinne aktiv mitzugestalten und 
ein zukunftsfähiges humanitäres 
System aufzubauen. Hierfür sollte 
die Bundesregierung eine stärkere 
Rolle im Bereich der humanitären 
Diplomatie einnehmen und ihr Ge-
wicht in multilateralen Foren nut-
zen, um das humanitäre Völkerrecht 
konsequenter voranzutreiben. Diese 
Dringlichkeit wird durch die Situa-
tion in aktuellen Krisengebieten wie 
Gaza und dem Sudan unterstrichen, 
wo der Zugang zu den Betroffenen 
durch die Verletzung der völker-
rechtlichen Prinzipien (und die 
mangelnde internationale Reaktion 
auf diese Verletzungen) massiv er-
schwert wird. 

Die internationale humanitäre Hilfe 
steht vor grundlegenden Verände-
rungen, die über Finanzierungslü-
cken und UN-Reformen hinausge-
hen. Gleichzeitig ist nicht erst seit 
dem Finanzierungseinbruch klar, 
dass das bisherige humanitäre Sys-
tem reformiert werden muss. Ini-
tiativen wie „Future of Aid 2024“65 
halten Geber und Umsetzungsorga-
nisationen dazu an, ihre Rolle und 
Funktionsweise mit Blick auf eine 
zukunftsfähige humanitäre Hilfe zu 
überprüfen. Und sie zeigen mög-
liche Zukunftsszenarien für die 
humanitäre Hilfe auf. Gleichzeitig 
muss angesichts der wachsenden 
Zahl von Kriegen und Konflikten ein 
noch viel stärkerer Fokus auf den 
Schutz und die Einhaltung des hu-
manitären Völkerrechts gelegt wer-
den. Zudem müssen diplomatische 
Anstrengungen verstärkt werden, 
um humanitäre Krisen beizulegen 
beziehungsweise zu vermeiden. Für 
beides braucht die Bundesregierung 
eine Außenpolitik, in der die hu-
manitäre Hilfe eine wichtige Rolle 
spielt und mit ausreichenden Mit-
teln auch für strukturelle Reformen 
hinterlegt ist.66 
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Die weltweiten öffentlichen 
Ausgaben für Entwick-
lungszusammenarbeit und 

humanitäre Hilfe (official develop-
ment assistance, ODA) sinken so 
stark wie nie zuvor: Nach einem 
Rückgang von 7,1 Prozent im Jahr 

2024 gegenüber dem Vorjahr folgte 
2025 ein Absturz um 23,1 Prozent. 
Damit belief sich die ODA der Mit-
gliedsländer des Entwicklungsaus-
schusses (development assistance 
committee, DAC) der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenar-

beit und Entwicklung (OECD) 2025 
auf 172 Milliarden US-Dollar, nach-
dem sie im Jahr 2024 noch 224 Mil-
liarden US-Dollar betragen hatte 
(Angaben in Nettoauszahlungen, in 
konstanten Preisen von 2025). Dies 
ist der bislang größte Rückgang  
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ENTWICKLUNGS
FINANZIERUNG NEU  

DEFINIEREN

2025 SANKEN DIE ÖFFENTLICHEN 

ENTWICKLUNGSLEISTUNGEN SO STARK

WIE NIE ZUVOR; AM GRÖSSTEN WAREN

DIE EINSCHNITTE BEI DEN ÖKONOMISCH

SCHWÄCHSTEN LÄNDERN (LDCs).

EIN GROSSTEIL DER DEUTSCHEN 

ODA-MITTEL WIRD NACH WIE VOR FÜR

INLANDSAUSGABEN AUFGEWENDET; 

INVESTITIONEN IN LANGFRISTIG 

TRAGFÄHIGE ERNÄHRUNGSSYSTEME

HINGEGEN STEHEN ZUNEHMEND 

UNTER DRUCK. 

DIE DEUTSCHEN ODA-LEISTUNGEN

FÜR LANDWIRTSCHAFT UND 

LÄNDLICHE ENTWICKLUNG IN 

SUBSAHARA-AFRIKA

GEHEN SEIT 2023 STARK ZURÜCK.
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in der Geschichte der ODA – die 
OECD spricht von einem histori-
schen Einbruch. Insgesamt über-
traf dieser sogar die ohnehin pes-
simistischen Prognosen der Orga-
nisation (9–17 %). Drei Viertel des 
globalen Rückgangs sind auf die 
massiven Einschnitte in den USA 
zurückzuführen. Doch kam es 2025 
zum ersten Mal vor, dass die fünf 
größten Geberländer – die USA, 

Deutschland, das Vereinigte König-
reich, Japan und Frankreich – alle 
gleichzeitig die Mittel kürzten. Die 
deutsche ODA ist im Jahr 2025 real 
um 17 Prozent auf 25,79 Milliarden 
Euro gesunken. 

Die politische Unterstützung bröckelt

Die international vereinbarte Ziel-
marke, 0,7 Prozent des Bruttona-

tionaleinkommens (BNE) für die 
ODA zur Verfügung zu stellen, 
scheint außer Reichweite, obwohl 
sie nach wie vor für alle Mitglieds-
länder des OECD-Entwicklungsaus-
schuss gilt. Insgesamt machte die 
ODA-Leistung dieser Länder 2025 
gerade einmal 0,26 Prozent ihres 
BNE aus. In diesem Kontext ver-
wundert es nicht, dass die Finan-
zierungslücke zur Umsetzung der 

PROGNOSTIZIERTER RÜCKGANG DER ODA DER 17 GRÖSSTEN GEBERLÄNDER 
In Milliarden US-Dollar, in konstanten Preisen von 2024, nach Schenkungsäquivalenten; Quelle: Donor Tracker von SEEK Development.

* Australien, Belgien, Kanada, Dänemark, Irland, Italien, Japan, Republik Korea, Niederlande, Norwegen, Spanien, Schweden, Schweiz
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DEUTSCHE ODA-QUOTE 2016–2025
In Milliarden Euro, in konstanten Preisen von 2025, gemessen nach Auszahlungen (2016–2017) und Schenkungsäquivalenten (ab 2018);  

Aufschlüsselung nach Auszahlungen; die Daten für 2025 sind vorläufig. Quelle: OECD (DAC1).

*	 Als „andere Inlandskosten“ kategorisiert sind Kosten für Studienplätze für ausländische Studierende, administrative Kosten sowie Bildungsarbeit 
in Deutschland. Für 2025 wurden die Werte für Kosten für Studienplätze für ausländische Studierende vom BMZ übernommen und die  
Kategorie „Bildungsarbeit in Deutschland“ auf Grundlage der OECD-Daten der Jahre 2022–24 geschätzt (Durchschnitt).
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Agenda 2030 bei der Vierten Inter-
nationalen Konferenz zur Entwick-
lungsfinanzierung („Financing for 
Development“, FfD4) im Jahr 2025 
auf vier Billionen US-Dollar bezif-
fert wurde.67 Dass sich die Mehrheit 
der OECD-DAC-Länder teilweise 
sehr weit von der 0,7-Prozent-Ziel-
marke entfernt, stellt ihre politische 
Unterstützung für dieses Ziel in 
Frage. Spätestens in der Diskussion 
um eine Nachfolge der Agenda 2030 
wird es Zeit, dass die Weltgemein-
schaft neue finanzielle Verpflichtun-
gen in den Blick nimmt, die klar auf 
die international vereinbarten politi-
schen Ziele ausgerichtet sind. 

In den vergangenen drei Jahren ver-
blieb beispielsweise rund ein Drittel 
der gesamten deutschen ODA im 
Inland. 2024 überstiegen die ODA-
Auszahlungen in Deutschland mit 
9,6 Milliarden Euro sogar die bilate-
ralen Zahlungen an Afrika und Asi-
en zusammen (4,8 Mrd. Euro bzw. 
4,5  Mrd. Euro). Der in den letzten 
Jahren auch in anderen ODA-Geber-
ländern tendenziell wachsende An-
teil der Inlandsausgaben untergräbt 
die mit der ODA verbundene Ver-
pflichtung mit Blick auf die globale 
Partnerschaft, wie sie im UN-Nach-
haltigkeitsziel (SDG) 17 verankert 
wurde. Aus den ODA-Empfänger-

ländern wird regelmäßig die Forde-
rung nach einer Reform der „Gover-
nance“ von internationaler Entwick-
lungszusammenarbeit laut – hin zu 
„Institutionen, die demokratischer, 
inklusiver, transparenter sind, ihrer 
Rechenschaftspflicht nachkommen 
und darauf ausgerichtet sind, eine 
nachhaltige Entwicklung zu errei-
chen“.68 Der Rückzug der Geber ist 
dramatisch für das Erreichen der 
Agenda-2030-Ziele. Er stellt aber in-
sofern auch eine Chance dar, als er 
es erlaubt, auf partnerschaftlicher 
Grundlage eine neue Diskussion 
über die Ziele, die Institutionen und 
die Rechenschaftsmechanismen der 
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GEOGRAFISCHE AUFTEILUNG DEUTSCHER ODA IM JAHR 2024
In Milliarden Euro und in Prozent in Preisen von 2025, nach Auszahlungen. Quelle: OECD (CRS).

¹	 Zu „Ausgaben in Deutschland“ gehören Kosten für Geflüchtete, Kosten für Studienplätze für ausländische Studierende, administrative Kosten,  
Schuldenerlasse sowie Kosten für Bildungsarbeit in Deutschland.

²	 „Nicht spezifiziert“ bezieht sich auf die Finanzierung, die nicht einem einzelnen Land zugeordnet werden kann, z. B. Beiträge zu globalen  
themenbezogenen Initiativen oder Mehrländerprojekten. Eine Aufschlüsselung auf Länder und Regionen ist nicht möglich.

³	 Die Ukraine ist hier ausgenommen, da gesondert dargestellt.
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Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitären Hilfe zu führen. 

Insgesamt wird deutlich, dass die 
bisherige Art der Finanzierungsmo-
bilisierung nicht mehr so erfolgreich 
ist wie noch vor einigen Jahren. 
Stattdessen sehen wir immer häufi-
ger eine einmalige oder kurzfristige 
Mobilisierung von kleineren Ko-
alitionen für enger definierte Ent-
wicklungsziele, wie zum Beispiel die 
Zusage der Europäischen Union auf 
dem „Nutrition for Growth“-Gipfel 
2025 in Paris, bis 2027 insgesamt 3,4 
Milliarden Euro für die globale Be-
kämpfung der Mangelernährung zur 
Verfügung zu stellen.69 Konkretere 
finanzielle Verpflichtungen ermög-
lichen eine bessere Rechenschaft 
und lassen sich politisch eher um-
setzen. Ob sie helfen, das Vertrauen 
in die Entwicklungspolitik wieder zu 
erhöhen, wird sich zeigen. Für eine 
erfolgreiche, nachhaltige und sys-
temische Entwicklungszusammen-
arbeit werden jedoch vor allem lang-
fristige finanzielle Zusagen benötigt, 
die eine Umsetzung entwicklungs-
politischer Vorhaben über die Jahre 
hinweg ermöglichen.

Gleichzeitig fließen aus vielen ODA-
Empfängerländern erhebliche finan-
zielle Ressourcen ins Ausland ab. So 
überstieg der Schuldendienst afrika-
nischer Länder 2024 mit 102,6 Mil-
liarden US-Dollar die Summe der 
ODA-Mittel, die sie in diesem Jahr 
erhielten (73,6 Milliarden USD). 
Auch die illegalen Finanzströme (il-
licit financial flows) – Geld, das die 
Länder aufgrund von Korruption, 
Schmuggel, Steuerhinterziehung 
oder Terrorismusfinanzierung ver-
lieren – lagen laut letzter Ermittlung 
im Jahr 2020 mit einem Wert von 
88,6 Milliarden US-Dollar nahezu 
auf dem Niveau der ODA-Mittel für 
diese Länder.70 Der Vergleich von 
Schuldendienst und ODA zeigt die 
strukturelle Benachteiligung afri-
kanischer Länder im globalen Wirt-

schafts- und Finanzsystem. Nicht 
nur, dass Entwicklungsfinanzierung 
diese Ungleichgewichte nicht aus-
gleichen kann; es ist vor allem prob-
lematisch, wenn sie dazu herangezo-
gen wird, die dadurch entstehenden 
Finanzierungslücken zu schließen. 
Die jungen Menschen, die in Kenia 
2024 gegen die Haushaltspolitik 
und die unverantwortliche Ver-
schuldungspolitik ihrer Regierung 
protestierten, haben internationale 
Finanzinstitutionen ausdrücklich 
mitverantwortlich gemacht für die 
Situation in ihrem Land.71 Deutsch-
lands Engagement ist für eine wirk-
same Reform dieser Institutionen 
unerlässlich. Auch die internationale 
Steuerkooperation ist ein Hebel, um 
zusätzlichen fiskalischen Spielraum 
für die Länder zu erschließen, die 
momentan noch stark auf ODA ange-
wiesen sind. Schrumpfende Budgets 
für Entwicklungszusammenarbeit 
können somit auch eine Möglich-
keit darstellen, den Fokus stärker auf 
strukturelle Probleme zu lenken.

Öffentliche Entwicklungsfinanzierung für 
LDCs nimmt ab

Die neuesten ODA-Zahlen zeigen 
deutlich, dass es ausgerechnet die 
LDCs sind, die stark von globalen 
Kürzungen betroffen sind. So sank 
die ODA für LDCs 2025 um 25,8 Pro-
zent und damit anteilig sogar etwas 
stärker als die ODA-Zahlungen ins-
gesamt (23,1 %). Dabei muss be-
rücksichtigt werden, dass die ODA 
in den LDCs etwa zwei Fünftel der 
externen Finanzierung ausmacht 
(Rücküberweisungen: zwei Fünf-
tel, ausländische Investitionen: ein 
Fünftel), während sie in anderen 
Empfängerländern eine deutlich ge-
ringere Bedeutung hat.72 Mit einem 
Anteil von 5 bis 15 Prozent stellt die 
Entwicklungsfinanzierung in den 
meisten LDCs einen relevanten An-
teil am Nationaleinkommen.73 Vor-
läufige Berechnungen deuten dar-
auf hin, dass alleine die Schließung 

von USAID in vielen dieser Länder 
zu spürbaren wirtschaftlichen Ein-
schnitten geführt hat (z. B. Liberia: 
2,59 % des BNE; Somalia: 1,03 %; 
Malawi: 0,94 %).74

Auch die deutsche Entwicklungs-
finanzierung für LDCs ist deutlich 
rückläufig. Wie die Grafik auf Sei-
te 39 zeigt, sanken die Mittel von 
5,9  Milliarden Euro im Jahr 2023 
auf 3,9 Milliarden Euro im Jahr 2024 
(Zahlen für 2025 liegen noch nicht 
vor). Damit gingen die deutschen 
ODA-Zahlungen an diese Länder 
innerhalb eines Jahres um ein Drit-
tel zurück und somit viel stärker als 
die ODA-Leistungen aller OECD-
DAC-Länder. Dies zeigt, dass sich 
Deutschland immer weiter von dem 
Ziel entfernt, 0,2 Prozent des BNE 
für die ODA an LDCs aufzuwenden 
– noch weiter als vom 0,7-Prozent-
Ziel. Um den im BMZ-Reformplan 
verankerten Fokus auf die LDCs 
glaubwürdig umzusetzen, muss 
diese Tendenz dringend umgekehrt 
werden.

Dabei steht der aktuelle Fokus der 
deutschen Entwicklungspolitik auf 
LDCs möglicherweise in einem 
Spannungsverhältnis zu dem – be-
reits lange bestehenden – Wunsch, 
den Privatsektor stärker für das Er-
reichen globaler Entwicklungszie-
le einzubinden.75 Instrumente wie 
Garantien, Beteiligungskapital und 
verschiedene Formen der Mischfi-
nanzierung sollen zusätzliche priva-
te Mittel für entsprechende Vorha-
ben mobilisieren. Allerdings ist der 
Erfolg bisher begrenzt. Laut OECD 
kamen zwischen 2020 und 2023 nur 
zwölf Prozent der mit diesen Inst-
rumenten eingeworbenen privaten 
Finanzierung den LDCs zugute.76 
Zudem konzentrieren sich private 
Investitionen in diesen Ländern ge-
nerell stark im Energie- und Roh-
stoffsektor; in anderen Sektoren, 
die laut der UN- Handels- und Ent-
wicklungsorganisation (UNCTAD) 
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DEUTSCHE ODA-QUOTE 2016–2025
Deutsche ODA als Anteil am Bruttonationaleinkommen, gesondert an die am wenigsten entwickelten Länder (LDCs). Quelle: OECD (DAC1, DAC2a).

¹	 Die kalkulatorische multilaterale ODA Deutschlands an Bangladesch, Ruanda und Senegal für 2023 wurde angepasst. Aufgrund von Deutschlands  
hohem Kernbeitrag an den IMF Resilience and Sustainability Trust (RST) ordnete die OECD-Standardmethode zur Berechnung kalkulatorischer ODA 
diesen drei LDCs rund 3,5 Milliarden Euro mehr zu, als der RST tatsächlich an sie auszahlte. Die angepassten Werte basieren auf den tatsächlichen  
Auszahlungsbeträgen.

²	 Für das Jahr 2025 liegen in den vorläufigen ODA-Daten noch keine Angaben zur deutschen ODA an die LDCs vor.
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eine Schlüsselrolle für das Erreichen 
nachhaltiger Entwicklungsziele 
spielen, investiert der Privatsektor 
hingegen vergleichsweise wenig. 
Dies trifft insbesondere für die Land-
wirtschaft und auch für die Wasser- 
und Sanitärversorgung zu, wo die 
ausländischen Direktinvestitionen 
in den vergangen Jahren sogar rück-
läufig sind.77 Investitionen in diese 
Sektoren sind aber mit Blick auf den 

Aufbau resilienter Ernährungssyste-
me von großer Bedeutung.

Investitionen in Ernährungssysteme –  
unabdingbar für Frieden und Stabilität

Externe Finanzierung für Ernäh-
rungssysteme wird allerdings nicht 
nur in den LDCs benötigt. Auch in 
Ländern wie Libanon, Jordanien oder 
Syrien – die keinen LDC-Status be-

sitzen – sind große Teile der Bevölke-
rung von Ernährungsunsicherheit be-
troffen. Wie auf Seite 13 beschrieben, 
wird Ernährungssicherung laut dem 
BMZ-Reformplan als Ziel künftig 
schwerpunktmäßig in afrikanischen 
Partnerländern verfolgt. Es ist unklar, 
welchen Stellenwert dieses Thema in 
stark von Hunger und Mangelernäh-
rung betroffenen Ländern außerhalb 
Afrikas einnehmen wird. 
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Dabei sind Investitionen in die Er-
nährungssysteme auch in allen Re-
gionen von großer Bedeutung, in de-
nen das BMZ mit seiner Reform den 
Fokus auf die Sicherung von Frieden 
und Stabilität legt, beispielsweise im 
Nahen Osten. Ernährungsunsicher-
heit kann gesellschaftliche Spannun-

gen und Unzufriedenheit gegenüber 
der Regierung verstärken. Dies gilt 
insbesondere dort, wo gesellschaft-
liche Ungleichheiten bestehen und 
bestimmte Bevölkerungsgruppen –  
etwa aufgrund ethnischer oder re-
ligiöser Zugehörigkeit – besonders 
von Ernährungsunsicherheit betrof-

fen sind.78 Fehlende Einkommens- 
und Beschäftigungsmöglichkeiten 
können hier zudem die Anreize erhö-
hen, negative Bewältigungsstrategien 
zu ergreifen und sich beispielsweise 
bewaffneten Gruppen anzuschließen. 
Nachhaltige, inklusive und gerechte 
Ernährungssysteme, verbunden mit 
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DIE DEUTSCHE ODA FÜR LÄNDLICHE ENTWICKLUNG UND ERNÄHRUNGSSICHERUNG MACHT IN VIELEN LÄNDERN DER REGION  
EINEN WICHTIGEN ANTEIL DER GESAMTEN DEUTSCHEN ODA AUS.

Deutsche bilaterale ODA für 
ländliche Entwicklung und 

Ernährungssicherheit
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Nahrungsmittelnothilfe  
aus Deutschland

DEUTSCHE BILATERALE ODA FÜR LÄNDLICHE ENTWICKLUNG UND ERNÄHRUNGSSICHERUNG IM NAHEN OSTEN
Daten für das Jahr 2024; in Millionen Euro, in Preisen von 2025, nach Auszahlungen; Quelle: OECD (CRS).
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Einkommens- und Beschäftigungs-
möglichkeiten, können dem ent-
gegenwirken und damit einen wich-
tigen Beitrag zur Friedensförderung 
leisten. Deshalb spielen gerade beim 
Wiederaufbau in Krisenregionen die 
Investitionen in Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung eine große 
Rolle. Die Grafik auf Seite 41 zeigt, 
dass die Finanzierung für ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft und 
nicht-humanitäre Maßnahmen zur 
Ernährungssicherung im Nahen Os-
ten einen wichtigen Anteil der deut-
schen ODA ausmacht. Dieser Anteil 
darf nicht gesenkt werden.

Wirkungsorientierung als Maßstab 

Eine kürzlich im Magazin „The Lan-
cet“ veröffentlichte wissenschaft-
liche Studie hat die potenziellen 
Auswirkungen von Kürzungen bei 
Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitärer Hilfe untersucht.79 Da-
bei hat eine Auswertung von Daten 
für den Zeitraum 2002 bis 2021 ge-
zeigt, dass die Sterblichkeit von Kin-
dern von unter fünf Jahren bei höhe-
ren ODA-Zahlungen um 39 Prozent 
sank; bei Todesfällen durch Man-
gelernährung betrug der Rückgang 
sogar rund 56 Prozent. Die Effekte 
zeigten sich insbesondere in den 
einkommensschwachen Ländern. 
Die Autor*innen der Studie prog-
nostizieren, dass die aktuellen ODA-
Kürzungen und ein anhaltend rück-
läufiger Trend bis zu 22,6 Millionen 
zusätzliche Todesfälle bis zum Jahr 
2030 verursachen könnten, dar-
unter bis zu 5,4 Millionen Kinder 
unter fünf Jahren. Dies zeigt, dass 
der Einsatz von ODA-Mitteln in den 
Kernbereichen menschlicher Ent-
wicklung, etwa Ernährung oder Ge-
sundheit, messbare Wirkungen hat.

Allerdings werden die ODA-Mittel 
für immer mehr Ziele eingesetzt, was 
nicht ohne Einbußen bei der Wirk-
samkeit möglich ist. Ein Beispiel 
sind die Mittel für die Finanzierung 

globaler öffentlicher Güter (etwa für 
die internationale Klimafinanzie-
rung), die eigentlich zusätzlich zu 
den eigentlichen ODA-Zahlungen 
aufgebracht werden müssten.80 Ak-
tuell werden entsprechende Ausga-
ben aus immer knapper werdenden 
ODA-Budgets gedeckt. Dabei steht 
außer Frage, dass eine ambitionierte 
Klimafinanzierung für die nachhal-
tige und langfristige Überwindung 
von Hunger und Armut unabding-
bar ist; allerdings trägt nicht jede 
Klimaschutzmaßnahme unmittelbar 
zu diesen Zielen bei. Und wenn sich 
die Entwicklungspolitik nun wie ge-
plant stärker auf Sicherheitsfragen 
und Wirtschaftsförderung konzen-
triert und die Mittel entsprechend 
verlagert werden, besteht die Ge-
fahr, dass die Wirksamkeit der ODA 
weiter geschwächt wird. 

Entwicklungszusammenarbeit ist 
ein Politikfeld, das wesentlich mehr 
evaluiert und auf Wirkung geprüft 
wurde als zahlreiche andere Poli-
tikfelder. Viel ist darüber bekannt, 
wie bestimmte Entwicklungsziele 
erreicht werden können. Dass die 
EZ bisher oft nicht die Wirkung ent-
faltet hat, die erwartet wurde, hängt 
auch mit mangelndem politischen 
Willen zusammen; ein wesentlicher 
Grund ist aber, dass die verfügbaren 
Mittel und die erwarteten Ziele nie 
in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander standen. Ein Beispiel: 
Wissenschaftliche Studien aus dem 
Jahr 2020 haben gezeigt, dass, um 
die Verpflichtung der G7-Staaten aus 
dem Jahr 2015 zu erfüllen, bis 2030 
500 Millionen Menschen aus Hunger 
und Mangelernährung zu befreien, 
die Regierungen der G7 bis 2030 zu-
sätzlich Entwicklungs-Investitionen 
für Ernährung und Landwirtschaft 
in Höhe von 12 Milliarden US-Dollar 
jährlich leisten müssten; 2024 wurde 
die Berechnung auf 27 Milliarden 
US-Dollar jährlich angepasst. Die ak-
tuelle Studie macht damit den „Preis 
der Untätigkeit“ deutlich.81

Welche Komponenten der Entwick-
lungsfinanzierung für ländliche 
Entwicklung und Ernährungssiche-
rung besonders relevant sind, zeigt 
die Grafik auf Seite 42 anhand der 
Entwicklung der bilateralen deut-
schen ODA-Zahlungen an Länder in 
Afrika südlich der Sahara. Wie dar-
aus hervorgeht, sind die Mittel für 
diesen Bereich in den Jahren 2023 
und 2024 stark gesunken; sie lagen 
zuletzt bei 717 Millionen Euro. Deut-
lich wird in der Grafik auch, dass 
rund ein Sechstel der entsprechen-
den deutschen ODA-Leistungen auf 
Nothilfe entfiel; ein substanzieller 
Anteil der Mittel muss also für kurz-
fristige Schadensbegrenzung ausge-
geben werden.

Angesichts der schrumpfenden 
finanziellen Ressourcen und der 
Kritik an der Wirkung der Entwick-
lungszusammenarbeit legt die neue 
Strategie des BMZ nahe, Mittel auf 
Maßnahmen zu konzentrieren, de-
ren Wirkung erwiesen ist. Gleich-
zeitig besteht der Druck, in der 
Außenkommunikation möglichst 
konkrete positive Wirkungen auf 
das Leben der Menschen in den 
Partnerländern herauszustellen. 
Wenn es etwa um Schulspeisungen, 
Impfprogramme oder Maßnahmen 
der beruflichen Bildung geht, sind 
die Wirkung und der Mehrwert für 
den Einzelnen offensichtlich. Sol-
che Maßnahmen tragen sich jedoch 
meist nicht von selbst. Deswegen 
ist auch eine Finanzierungsbasis für 
langfristige und systemische Ver-
änderungen nötig. Wissenschaft-
liche Erkenntnisse zeigen, dass 
integrierte Ansätze zu mehr nach-
haltiger Wirkung führen. So belegt 
der jüngste Wirkungsbericht der 
Welthungerhilfe zum Beispiel, dass 
berufliche Bildung in Verbindung 
mit der Förderung von Unterneh-
mertum, Finanzdienstleistungen 
und Geschlechtergleichstellung zu 
mehr Resilienz, Inklusion und stei-
genden Einkommen führt.82 

41



Kompass 2026

DEUTSCHE BILATERALE ODA FÜR LÄNDLICHE ENTWICKLUNG UND ERNÄHRUNGSSICHERUNG IN SUBSAHARA-AFRIKA 
 In Millionen Euro, in Preisen von 2025, nach Auszahlungen; Quelle: OECD (CRS).

*	 Die Kategorie „Andere“ erfasst Agro-Industrien, Politiken und Verwaltungsführung  zur Ernährungssicherung, Programme zur Ernährungssicherung auf 
Haushaltsebene, Lebensmittelsicherheit und -qualität sowie die Räumung von Landminen und explosiven Kampfmittelrückständen.
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Insbesondere bei EZ-Maßnahmen 
zu Wasser, Sanitärversorgung und 
Hygiene (WASH) beobachten wir, 
dass die Nachhaltigkeit der Ergeb-
nisse stark mit den institutionellen 
Rahmenbedingungen zusammen-
hängt. Meist ist also ein Portfolio 
von Maßnahmen auf verschiedenen 
Ebenen notwendig, um nachhaltige 
Wirkungen zu entfalten. Daher ist 
es wichtig, auch weiterhin in Pro-
gramme zu investieren, die auf sys-
temische Veränderungen abzielen. 
Ein Instrument, das explizit auf die 
Finanzierung transformativer Vor-
haben ausgelegt ist, ist die Sonder-
initiative „Transformation der Ag-
rar- und Ernährungssysteme“ (siehe 
Seite 13). Die Mittel hierfür wurden 
jedoch in den letzten Jahren syste-
matisch gekürzt – von 615 Millionen 
Euro im Jahr 2022 auf 295 Millionen 
Euro im Jahr 2026. Dieser negative 
Trend muss dringend umgekehrt 
werden.

Für Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit: 
zivilgesellschaftliche und lokale  

Organisationen stärker einbinden

2024 wurden nur sieben Prozent der 
deutschen ODA durch Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) umge-
setzt, was unter dem Durchschnitt 
von 13 Prozent für alle OECD-DAC-
Länder liegt.83 Davon entfiel fast die 
Hälfte auf die Umsetzung humani-
tärer Hilfe. Dies ist vermutlich auf 
die im Rahmen des „Grand Bargain“ 
eingegangene Verpflichtung des 
Auswärtigen Amts zurückzuführen, 
25  Prozent der Finanzmittel über 
NGOs bereitzustellen.84 Der Vor-
teil der internationalen NGOs ist in 
diesem Zusammenhang vor allem 
ihre Nähe zu lokalen Partnern – sie 
setzen wenig Intermediäre ein, wo-
durch ein höherer Anteil der Mittel 
die Betroffenen direkt erreicht, was 
wiederum die Effizienz der Mittel-
umsetzung stark erhöht. Angesichts 
massiver Haushaltskürzungen ge-
winnt eine solche direktere Umset-

zung der Mittel an Bedeutung, auch 
wenn sie eine strukturelle Unterfi-
nanzierung nicht ausgleichen kann. 
Darüber hinaus erreichen interna-
tionale Nichtregierungsorganisatio-
nen dank ihrer lokalen Netzwerke 
Menschen auch dort, wo staatliche 
oder multilaterale Akteure nur ein-
geschränkt handlungsfähig sind. 
Dies ist auch in der Entwicklungszu-
sammenarbeit ihre Stärke, die insbe-
sondere in fragilen Kontexten zum 
Tragen kommt. 

Es wäre im Sinne der Wirtschaft-
lichkeit und Wirksamkeit, zivilge-
sellschaftliche Organisationen in 
größerem Maßstab in die Umset-
zung der bilateralen Entwicklungs-
zusammenarbeit einzubinden. Die 
BMZ-Reform ist eine Gelegenheit, 
dafür neue Instrumente zu konzi-
pieren, die systemische Wirkung 
entfalten können. Zivilgesellschaft-
liche Organisationen sollten nicht 
von vornherein über entsprechende 
Förderrichtlinien von der Vergabe 
ausgeschlossen beziehungsweise in 
der Umsetzung eingeschränkt wer-
den. Viele internationale zivilgesell-
schaftliche Organisationen verfügen 
über die nötigen Kapazitäten und 
über die Expertise, wettbewerbsfä-
hige Vorschläge für größere, trans-
formativ wirkende Vorhaben vorzu-
legen und diese unter Einbindung 
der verschiedensten Akteure umzu-
setzen. Statt im Vorfeld festzulegen, 
welche Art von Organisation (multi-
lateral/bilateral, internationale oder 
nationale NGO, Privatsektor etc.) 
den Zuschlag erhält, sollte die Ver-
gabeentscheidung danach getroffen 
werden, welcher Vorschlag mit Blick 
auf Wirkungsorientierung, Wirt-
schaftlichkeit und das Erreichen von 
Programmzielen der erfolgverspre-
chendste ist. 

Darüber hinaus ist die Stärkung lo-
kaler Organisationen essenziell, um 
die Länder in die Lage zu versetzen, 
schrittweise Unabhängigkeit von der 

ODA-Finanzierung zu erlangen. Die 
Ergebnisse aus dem neuesten Wir-
kungsbericht der Welthungerhilfe 
belegen eindeutig, dass lokale Ow-
nership für den nachhaltigen Erfolg 
von Maßnahmen entscheidend ist. 
So zeigt ein Beispiel aus Burundi, 
dass sich dank eines funktionieren-
den lokalen Komitees und der star-
ken Einbindung lokaler Behörden 
der Zugang zur Trinkwasserversor-
gung nach Projektende von 79 Pro-
zent auf 95 Prozent erhöht hat.85 

Wo Menschen, Partnerorganisa-
tionen und lokale Systeme gestärkt 
werden, halten die positiven Ver-
änderungen auch nach Abschluss 
der Finanzierung an, oft auch trotz 
externer Schocks. Und wenn es um 
den institutionellen Wandel und 
Governance-Reformen geht, ist die 
Beteiligung der lokalen Zivilgesell-
schaft unentbehrlich. Diese zivilge-
sellschaftlichen Organisationen sind 
nicht nur ein Element der sozialen 
Sicherheitsnetze bzw. schließen die 
Versorgungslücken, wo die öffentli-
chen Systeme nicht greifen; sie sind 
auch entscheidend, um die Bedar-
fe der Bevölkerung zu artikulieren 
und die Verantwortungsträger zur 
Rechenschaft zu ziehen. So hat eine 
Partnerorganisation der Welthun-
gerhilfe in Malawi beispielsweise die 
Mitglieder benachteiligter Gemein-
den dabei unterstützt, Beschwer-
den über Unregelmäßigkeiten im 
staatlichen Agrarförderprogramm 
einzureichen. Daraufhin haben die 
Distriktbehörden einen formellen 
Beschwerdemechanismus einge-
richtet.86 Und nicht zuletzt bleiben 
die lokalen Organisationen vor Ort, 
wenn sich internationale Akteure 
(wieder) zurückziehen. Immer noch 
fehlt es dem BMZ aber an Instru-
menten für die direkte Unterstüt-
zung der lokalen Organisationen. 
Die partnerschaftliche Zusammen-
arbeit von lokalen Organisationen 
und deutschen NGOs ist vor diesem 
Hintergrund eine wichtige Brücke.
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KONTAKT

Deutsche  
Welthungerhilfe e. V.

FRIEDRICH-EBERT-STRASSE 1
53173 BONN 

TELEFON: 0228 / 22 88 – 0 
FAX: 0228 / 22 88 – 333

BÜRO BERLIN: 
REINHARDTSTRASSE 18

10117 BERLIN
TELEFON: 030 / 28 87 49 – 11 

E-MAIL: POLICY@WELTHUNGERHILFE.DE 
INTERNET: WWW.WELTHUNGERHILFE.DE 

Terre des Hommes  
Deutschland e. V. 

RUPPENKAMPSTRASSE 11 A
49084 OSNABRÜCK 

TELEFON: 0541 / 71 01 – 0 
FAX: 0541 / 70 72 33

BÜRO BERLIN:
SOPHIENSTR. 1
10178 BERLIN

TELEFON: 030 / 16 63 85 37 6
E-MAIL: INFO@TDH.DE

INTERNET: WWW.TDH.DE

mailto:policy%40welthungerhilfe.de?subject=
http://www.welthungerhilfe.de
mailto:info%40tdh.de?subject=
http://www.tdh.de

	Kompass 2025
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis

	Vorwort
	Entwicklungspolitische Empfehlungen an die Bundesregierung
	Kurs finden zwischen globaler Verantwortung und nationalen Interessen
	Entwicklungs­finanzierung neu definieren
	Endnoten
	Abkürzungen
	Kontakt

